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dort bisher keine ausgeprägte Bürgerwindpraxis, die 
auf Mitwirkung und Investitionen lokaler Anwoh-
ner und Gemeinden beruht, entwickeln. Vor diesem 
Hintergrund gehen die Bundesländer Mecklenburg-
Vorpommern und Thüringen neue Wege der wirt-
schaftlichen Beteiligung von Bürgern und Gemein-
den an Windenergieanlagen, indem sie landesweite 
Handlungsrahmen setzen. Ziel dieser Studie ist es, 
diese neue Strategien und Ansätze staatlicher Un-
terstützung für die wirtschaftliche Beteiligung von 
Bürgern am Ausbau neuer Windenergieanlagen zu 
untersuchen. Im Zentrum steht die detaillierte Ana-
lyse der Fallbeispiele des Bürger- und Gemeindenbe-
teiligungsgesetzes Mecklenburg-Vorpommern und 
der Leitlinien für „Faire Windenergie“ in Thüringen. 
Aufbauend auf der vergleichenden Betrachtung geht 
die Studie den Fragen nach, ob die Bundesländer 
zunehmend zum Motor einer bürgernahen Energie-
wende werden und was es dabei zu beachten gilt. 

Bürger1 in Deutschland investieren in erheblichem 
Maß in erneuerbare Energien und profitieren von 
den Erlösen. Mit ihrem Engagement sind sie ein 
wichtiger Teil der Energiewende. Politische und in-
stitutionelle Rahmenbedingungen – allen voran das 
Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG) – begünstigten 
die Entstehung zahlreicher Beteiligungsmodelle wie 
Energiegenossenschaften oder Bürgerwindparks. 
Mit veränderten politischen und institutionellen 
Rahmenbedingungen steigen die Anforderungen 
für etablierte Beteiligungsmodelle, insbesondere 
bei Windenergie an Land. Gleichzeitig haben sich 
im Nordosten Deutschlands trotz sehr guter Wind-
verhältnisse und hoher Ausbauraten weniger Be-
teiligungsmöglichkeiten entwickelt als in anderen 
Landesteilen. Aufgrund der spezifischen Barrieren 
in beiden Ländern – im Bundesvergleich geringe Ein-
kommens- und Vermögensverhältnisse, Flächenbe-
sitzverhältnisse und eine ausgeprägte Marktpräsenz 
von überregionalen Vorhabenträgern – konnte sich 

Zusammenfassung

1  Aus Gründen der besseren Lesbarkeit wird überwiegend die männliche Schreibweise verwendet. 
 Es wird ausdrücklich darauf verwiesen, dass diese als geschlechterneutral zu werten ist.  
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Bundesländer als Motor einer bürgernahen Energiewende?

sie gleichermaßen alle Ebenen. Gerade die Geschich-
te der Energiewende in Deutschland unterstreicht die 
Bedeutung gesellschaftlicher Akteure für eine Trans-
formation des Energiesystems (Morris/Jungjohann 
2016). So waren es kleine und mittelständische Ak-
teure sowie Landwirte und Bürger welche die Wen-
de in den 1980er- und 1990er-Jahren mitinitiierten 
und sie bis heute maßgeblich getragen haben. Dabei 
nehmen sie verschiedene Rollen ein; wenn sie sich 
in politische Planungs- und Entscheidungsprozesse 
einbringen oder als „Koproduzenten“ und „Investo-
ren“ handeln, die sich an Betreibermodellen wie Ge-
nossenschaften oder mit der Möglichkeit beteiligen,  
Eigentumsrechte an Erlösen zu erwerben (Ethik-
Kommission Sichere Energieversorgung 2011, 45). 

Das Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG) eröffne-
te Bürgern, Gemeinden und lokalen Unternehmen 
Gestaltungsspielraum, um im Rahmen der Energie-
wende gestalterisch aktiv zu werden. Durch die darin 
gebotene Investitionssicherheit wurden EE-Projekte 
als rentabel und wenig riskant wahrgenommen,  
was besonders Bürgern entgegenkam (Dóci/Gotchev 
2016). Seit der Einführung des EEGs im Jahr 2000 
gibt es vielfältige Teilhabemöglichkeiten im Rahmen 
verschiedener Beteiligungsmodelle; darunter knapp 
1.000 Energiegenossenschaften und viele Hundert 
Bürgerwindparks. Insgesamt befindet sich ein be-
trächtlicher Teil der EE-Anlagen aktuell im Eigentum 
der Bürger. Im Jahr 2012 wurde der Anteil sogenann-
ter Bürgerenergie2 an Stromerzeugungsanlagen auf 
47  % beziffert (trend:research/Leuphana Universität 
Lüneburg 2013). 

Auf dem Klimagipfel in Paris fassten zahlreiche Staa-
ten im Jahr 2015 den Beschluss, die klimabedingte 
Erderwärmung auf möglichst 1,5  °C zu begrenzen. 
Auch Deutschland will seinen Beitrag dazu leisten 
und strebt laut dem derzeit gültigen Energiekonzept 
der Bundesregierung aus dem Jahr 2010 das Ziel an, 
bis 2050 60  % seines Bruttoendenergieverbrauchs 
aus erneuerbaren Energien (EE) zu gewinnen. Der 
anvisierte Anteil erneuerbarer Energien am Brutto-
stromverbrauch liegt bei 80  %. In den vergangenen 
drei Jahrzehnten ist der Anteil erneuerbarer Energi-
en zwar stetig von nur wenigen Prozentpunkten auf 
32,75  % an der gesamten Stromerzeugung gewachsen 
(Bundesverband Erneuerbare Energie e.V. 2016). 
Doch trotz des mittlerweile überall sichtbaren Aus-
baus von EE-Anlagen reichen die Kapazitäten noch 
längst nicht aus. Weitere Anstrengungen müssen 
unternommen werden, um die politischen Ziele zu 
erreichen. Soll dies gelingen, muss ein wesentlicher 
Anteil der Energieversorgung zukünftig aus Solar- 
und Windenergie erfolgen, da die Potenziale für die 
Energiegewinnung aus Biomasse, Geothermie, Was-
serkraft und Solarthermie in Deutschland begrenzt 
sind.

Damit die oben genannten Ziele erreicht werden 
können, ist eine gemeinsame Anstrengung aller ge-
sellschaftlichen, wirtschaftlichen, technischen, öko- 
nomischen und politischen Ebenen notwendig. Kurz-
um: Die Energiewende kann nur als Gemeinschafts-
werk gelingen (Ethik-Kommission Sichere Energie-
versorgung 2011). Als technologische, soziale und 
wirtschaftliche Transformation von fossil-nuklearen 
zu erneuerbaren Energieträgern berührt und fordert 

1. Die Energiewende kann 
nur als Gemeinschaftswerk 
gelingen

2  Siehe Details Kapitel 2.1. 
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Die Optionen staatlicher Unterstützung beschränken 
sich weder alleinig auf das EEG noch auf die Bundes-
ebene. Die Energiewende ist geprägt durch die Auf-
gabenteilung zwischen den verschiedenen politischen 
und administrativen Ebenen. Während der Bund die 
„Leitplanken“ für den weiteren Ausbau setzt und die 
Ausbaumenge steuert, findet die Umsetzung kon-
kreter Maßnahmen vor Ort, auf kommunaler Ebene, 
statt. Neben der Bundes- und kommunalen Ebene 
wird die Landesebene mit Blick auf die Unterstützung 
einer Energiewende mit Beteiligung von Bürgern und 
kleinen Akteuren indes bisher weniger stark beachtet. 
Dabei verfolgen auch die Bundesländer eigenständi-
ge Ziele, verfügen über erhebliche Gestaltungsspiel- 
räume – etwa über die räumliche Steuerung von EE-
Anlagen oder die Umsetzung von Bundesgesetzen – 
und erleben zunehmend Widerstände, landesweite 
Petitionen, Proteste und Volksentscheide gegen neue 
Vorhaben, vor allem bei Windenergieanlagen (WEA).4

Vor diesem Hintergrund gehen die Bundesländer 
Mecklenburg-Vorpommern und Thüringen neue 
Wege der Beteiligung, indem sie landesweit gültige 
Handlungsrahmen für die Beteiligung von Bürgern 
und Gemeinden an WEA setzen. Mit dem Bürger- und 
Gemeindenbeteiligungsgesetz (auch: Beteiligungs-
gesetz M-V) in Mecklenburg-Vorpommern wird die 
wirtschaftliche Beteiligung von Bürgern und Gemein-
den ab 2016 zum gesetzlichen Regelfall. Im Gegensatz 
dazu hat das Bundesland Thüringen Anfang 2016 Leit-
linien und ein Siegel für „Faire Windenergie“ (auch: 
Leitlinien TH) verabschiedet. Projektierungsunter-
nehmen5, welche das Siegel erhalten möchten, müssen 
sich nach einem bestimmten Verhaltenskodex richten, 
der u. a. wirtschaftliche Beteiligungsmodelle beinhal-
tet. Beide Ansätze sollen laut den Landesregierungen 
dazu beitragen, die eigenen Ausbauziele zu erreichen, 
indem mehr Beteiligungsmodelle entstehen und so-

Gemessen an den Gründungszahlen neuer Genos-
senschaften ist der Ausbau neuer EE-Anlagen unter 
maßgeblicher Mitwirkung der Bürger derzeit jedoch 
rückläufig. Die Gründe dafür sind vielfältig: Die Ver-
änderungen der rechtlichen Rahmenbedingungen 
auf Bundesebene und des Förderregimes seit 2012 
nahmen darauf maßgeblichen Einfluss (Müller u. 
a. 2015). Mit der Einführung von Ausschreibungen 
für alle EE-Anlagen mit einer installierten Leistung 
größer als 750 Kilowatt (kW) im EEG 2017 könnte 
der Anteil von Bürgervorhaben weiter schrumpfen 
(Nestle 2015). 

Zukünftig ist mit höheren Barrieren für lokal initi-
ierte Beteiligungsmodelle zu rechnen. Im Ergebnis 
führt dies nicht zu einer automatischen Stabilisie-
rung oder Verstetigung von Teilhabemöglichkeiten 
bei der Realisierung und dem Betrieb neuer Anlagen. 
Diese hängen einerseits von der Fähigkeit zur Selbst-
hilfe, zum Beispiel im Rahmen von Kooperationen 
und Zusammenschlüssen bestehender Initiativen, ab. 
Andererseits bedarf es der Ausgestaltung staatlicher 
Unterstützung und eines entsprechenden Förderre-
gimes (Bauwens u. a. 2016; Jacobs u. a. 2014; Radtke 
2016, 170). 

Diese Studie betrachtet, wie staatliche Unterstützung 
ausgestaltet wird. Ein Beispiel dafür sind Ausnahme-
regelungen für sogenannte Bürgerenergiegesellschaf-
ten3 im EEG 2017 im Rahmen des Ausschreibungs-
verfahrens (siehe auch Kapitel 2). Bei der Umstellung 
von administrativ vergebenen Vergütungssätzen auf 
wettbewerbliche Ausschreibungen soll so eine hohe 
Akteursvielfalt gewahrt werden, da der bisherige 
Ausbau auf „[…] dem Engagement einer Vielzahl ver-
schiedener Personen, Unternehmen und Verbände […] 
sowie vielen Bürgerenergiegesellschaften [basiert]“ (Bun-
desministerium für Wirtschaft und Energie 2016, 12). 

3  Dazu gehören Zusammenschlüsse von Bürgern in verschiedenen Organisations- und Rechtsformen mit dem   
  Zweck, erneuerbare Energieanlagen zu realisieren oder zu betreiben. Bürgerenergiegesellschaften sind 
  typischerweise in den Rechtsformen der eingetragenen Genossenschaft (e. G.), Gesellschaft mit beschränkter   
  Haftung/Compagnie Kommanditgesellschaft (GmbH & Co. KG), Gesellschaft bürgerlichen Rechts (GbR), aber   
  auch als eingetragene Vereine (e. V.) organisiert.  
4  Windenergieanlagen stellen durch ihre Größe und Sichtbarkeit im Vergleich zu vielen anderen EE-Anlagen einen   
  vermeintlich größeren Eingriff in die Landschaft dar. Es wird ein Zusammenhang zwischen Raumbedeutsamkeit,    
  das heißt zum Beispiel die Sichtbarkeit einer Anlage und ihre Dominanz im Landschaftsbild, und Konflikten  
  angenommen.
5  Vorhabenträger und Projektierungsunternehmen werden in dieser Studie synonym verwendet. Die Bezeichnung   
  bezieht sich auf den Verantwortlichen für die Planung, Realisierung und den späteren Betrieb eines (Wind-) 
  Projekts.  
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Soweit möglich, wird auch untersucht, welche Be-
deutung die Ansätze für Akzeptanz und lokale 
Wertschöpfung haben. In dieser Studie werden die 
Ansätze als Beteiligungs- und Akzeptanzstrategien 
verstanden und dahin gehend getrennt voneinander 
betrachtet. Dem liegt die Auffassung zugrunde, dass 
angenommene Zusammenhänge zwischen Akzep-
tanz und Beteiligung kritisch hinterfragt werden 
sollten.6 Zuletzt ist es auch ein Ziel, die aktuelle Rolle 
der Bundesländer für eine bürgernahe Energiewende 
mit Blick auf Bürgerbeteiligung an Windenergie zu 
bestimmen. Daher nimmt diese Studie ebenfalls Ak-
tivitäten anderer Bundesländer in den Blick.
  
Die Studie greift auf folgende Erhebungsstrategien 
zurück:

  Es wurde eine Analyse von Originalquellen, bei-
spielsweise Gesetzestexten, wissenschaftlichen Pu-
blikationen und praxisnaher Literatur, durchgeführt, 
um Aussagen über den Entstehungshintergrund, die 
Funktionsweise und eine Einordnung der Maßnah-
men treffen zu können.

  Die Literaturanalyse der Fallstudien wurde in 
Detailfragen um fünf qualitative leitfadengestützte 
Experteninterviews ergänzt. Die Auswahl der In-
terviewpartner erfolgte aufgrund ihrer langjährigen 
Erfahrung mit Schwerpunkt auf Bürgerbeteiligung 
und/oder Windenergie und ihrem fachlichen Bezug 
zu einer oder beiden Fallstudien.7 

Kapitel 2 führt zunächst in zentrale Konzepte der Stu-
die ein, indem eine Definition wirtschaftlicher Beteili-
gung anhand wesentlicher Merkmale und Wirkungen 
entwickelt wird. Es folgt ein Überblick über den Stand 
und die Entwicklungschancen wirtschaftlicher Bür-
gerbeteiligung bei Windenergie in Deutschland. Dar-
auf aufbauend untersucht Kapitel 3 die beiden Fallstu-
dien Beteiligungsgesetz M-V und Leitlinien TH aus 
vergleichender Perspektive. Im Zentrum stehen die 
Funktionsweise und die Bedeutung der Ansätze für 
die Beteiligungspraxis (Kapitel 3.2), Akzeptanz und 
Wertschöpfung (Kapitel 3.3). Zuletzt wird in Kapitel 
4 diskutiert, welche Strategien für Bürgerbeteiligung 
andere Bundesländer verfolgen. 

wohl zu mehr Akzeptanz von als auch zu lokaler Wert-
schöpfung durch WEA beitragen. Diese beiden Länder 
sind von besonderem Interesse, denn obwohl sie bisher 
durchaus hohe Ausbauraten verzeichnen konnten, ha-
ben sich hier vergleichsweise weniger, weit verbreitete 
Beteiligungsmöglichkeiten – beispielsweise sogenann-
te Bürgerwindparks – als in vielen anderen Teilen der 
Bundesrepublik entwickelt. Dies legt die Vermutung 
nahe, dass neben den bundesweit einheitlichen För-
derbedingungen weitere Einflussbedingungen auf 
Landesebene zu prüfen sind.

Wie werden Beteiligungsmöglich- 
keiten beim Ausbau der Windenergie 
an Land geschaffen?

An dieser Stelle setzt die vorliegende Studie an, wenn 
sie der übergeordneten Fragestellung nachgeht, wie 
wirtschaftliche Beteiligung der Bürger an der Planung, 
Realisierung und dem Betrieb von Windenergieanla-
gen stattfindet. Dabei geht es weniger darum, praxis-
nahe Beteiligungsmodelle oder -formen zu erörtern als 
vielmehr die politischen, rechtlichen und institutionel-
len Rahmenbedingungen, die die Bundesländer ein-
führen, zu analysieren. Ziel ist es, deren Auswirkungen 
auf die Beteiligungspraxis zu untersuchen. 

Im Fokus der Studie stehen Ansätze und Maßnahmen 
im Rahmen der beiden Fallbeispiele mit dem Beteili-
gungsgesetz M-V und den Leitlinien für „Faire Wind-
energie“ in Thüringen. Die Auswahl begründet sich 
maßgeblich mit der innovativen Herangehensweise 
eines landesweit gültigen Handlungsrahmens zur Er-
möglichung wirtschaftlicher Teilhabe an Windener-
gieanlagen – im Fall M-V mittels Verpflichtung und im 
Fall TH mittels freiwilliger Selbstverpflichtung. Über 
die Funktionsweise hinaus ist zur Wirkung und Be-
deutung solcher Ansätze  noch wenig bekannt. Diese 
Forschungslücke soll damit geschlossen beziehungs-
weise es soll der Boden für weitere Forschungsarbeiten 
bereitet werden. Bei der Untersuchung der Fallbeispie-
le stehen zwei Fragenkomplexe im Vordergrund: 

  Wie sind die Ansätze ausgestaltet und wie funkti-
onieren sie?

  Welche Bedeutung haben die Ansätze für die Be-
teiligungspraxis?

6  Eine nähere Diskussion von Beteiligung und Akzeptanz folgt in Kapitel 2.
7  Die Auflistung der Interviewpartner ist im Literaturverzeichnis zu finden.

Bundesländer als Motor einer bürgernahen Energiewende?
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Kompetenzzentrum Öffentliche Wirtschaft, Infra-
struktur und Daseinsvorsorge 2014), „aktiver“ und 
„passiver“ (z. B. Energieagentur NRW 2014) oder „fi-
nanzieller Beteiligung beziehungsweise Bürgerener-
gie im engeren und weiteren Sinn“ (Holstenkamp/De-
genhart 2013; Leuphana Universität Lüneburg/Nestle 
2014; trend:research/Leuphana Universität Lüneburg 
2013). Eine einheitliche Begriffsverwendung liegt also 
nicht vor, jedoch orientieren sich die meisten Autoren 
an den Kriterien wer (Akteursgruppe und deren Her-
kunft) wie (Art und Grad der Beteiligung) beteiligt 
ist (ibid.). Für die vorliegende Studie wird eine breite 
Begriffsdefinition angelegt. Denn Untersuchungsge-
genstand sind neue politische Ansätze und deren Be-
deutung für die Beteiligungspraxis (siehe Kapitel 3). 
Daher wird wirtschaftliche Beteiligung in ihrer Viel-
falt anhand der nachfolgend erläuterten Merkmale er-
fasst, um später Rückschlüsse auf weitere Wirkungen 
zu erleichtern. Die vorliegende Studie spricht daher

  von „direkter wirtschaftlicher Beteiligung“8, wenn 
sich Bürger am Eigenkapital einer Projektgesell-
schaft9 beteiligen. Das maßgebliche Merkmal ist die 
gesellschaftsrechtliche Beteiligung. Damit verfügen 
Bürger in der in der Regel über Mitwirkungsmög-
lichkeiten in Form von Mitbestimmungs- und Kon-
trollrechten. Kurz: Bürger halten Eigentum an einer 
EE-Anlage beziehungsweise Projektgesellschaft; sie 

2.1 Was bedeutet wirtschaftliche  
Beteiligung?

Mit wirtschaftlicher Beteiligung greift diese Studie 
einen Begriff auf, der im heutigen Diskurs zur Ener-
giewende nahezu alltäglich ist und zumeist in einem 
Atemzug mit Akzeptanz von und regionaler Wert-
schöpfung durch erneuerbare Energien genannt 
wird. Wirtschaftliche Beteiligung wird im weites-
ten Sinn als eine Form der Bürgerbeteiligung an der 
Energiewende verstanden. Radtke (2014) unterschei-
det bei Bürgerbeteiligung zwei grundsätzliche Be-
teiligungsmechanismen. Erstens: die informelle und 
formelle Beteiligung von Bürgern an Projekten im 
Rahmen von Gesetzgebungs-, Entscheidungs- oder 
Planungsverfahren als politische Beteiligung. Zwei-
tens: die soziale Beteiligung als alle Aktivitäten, die 
auf freiwilligem bürgerschaftlichen Engagement ba-
sieren. Wirtschaftliche Beteiligung ist vornehmlich 
der zweiten Kategorie zuzurechnen. 

Obwohl es keine allgemeingültige Definition wirt-
schaftlicher Beteiligung gibt, beschreibt der Begriff 
gemeinhin Bürger in ihrer Rolle als Koproduzenten, 
Investoren oder Nutznießer an der Wertschöpfung 
von Energieinfrastrukturanlagen. Die wissenschaft-
liche und praxisorientierte Literatur unterschei-
det mal zwischen „direkter“ und „indirekter“ (z. B. 

2. Stand und Perspektiven 
der wirtschaftlichen 
Beteiligung in Deutschland 

6  Die Arbeiten von Holstenkamp/Degenhart 2013; Leuphana Universität Lüneburg/Nestle 2014; trend:research/
  Leuphana Universität Lüneburg, 2013 bauen aufeinander auf und werden hier als weitreichendes Grundlagen- 
  werk betrachtet. Der Begriff wird in der Studie aus rechts-, sozial- und wirtschaftswissenschaftlicher    
  Perspektive erarbeitet, jedoch mit einem Fokus auf finanzwirtschaftliche Aspekte. Daher verwenden Holsten- 
  kamp/Degenhart 2013 den Begriff „finanzielle Beteiligung“. Das Begriffsverständnis dieser Studie orientiert  
  sich daran nutzt jedoch den Begriff „wirtschaftliche Beteiligung“ um zu betonen, dass der Fokus auch auf unter-   
  nehmerischem Handeln liegt. Zudem orientiert sich der Autor auch an der öffentlichen Begriffsverwendung in    
  den hier untersuchten Fällen.   
9  Erneuerbare Energieanlagen (mit Bürgerbeteiligung) werden typischerweise von einer eigens zu gründenden   
  Projektgesellschaft realisiert und betrieben. 
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ne (Gemeindenbeteiligung) oder unmittelbar durch 
vergünstigte Energietarife.12 Kurz: Bürger finanzieren 
aktiv und/ oder profitieren passiv mit.

Direkte und indirekte wirtschaftliche Beteiligungs-
formen unterscheiden sich demnach, ob eine Be-
teiligung an dem Verfahren (Verfahrens- oder 
Prozessdimension) durch Mitwirkung an Entschei-
dungsprozessen stattfindet und/oder wer von den 
Ergebnissen eines Vorhabens, insbesondere der öko-
nomischen Nutzeffekte profitiert (Ergebnis- und Ver-
teilungsdimension) (Walker/Devine-Wright 2008). 
Kurz: Wer an einem Projekt mitwirkt und wem ein 
Projekt zugutekommt. Während bei direkter wirt-
schaftlicher Beteiligung Bürger in der Standortregi-
on an Verfahren mitwirken und gemeinschaftlich von 
Ergebnissen profitieren, kennzeichnet sich  indirekte 
Beteiligung stärker durch Teilhabe der lokalen Ge-
meinschaft an den Ergebnissen (siehe Abbildung 1). 
Zur besseren Einordnung werden in der Abbildung 
ein rein privates und kommerzielles Windprojekt und 
ein Bürgerwindpark einander gegenübergestellt. 

produzieren und finanzieren (mit) und sind dadurch an 
konzeptionellen Entscheidungen eines Projekts beteiligt. 
Ein besonderes Beispiel sind Bürgerenergiegesell-
schaften etwa zur Realisierung und zum Betrieb von 
EE-Anlagen. Sie kennzeichnen sich dadurch, dass 
Bürger aus der Standortregion eine Mehrheit der An-
teile und maßgebliche Mitwirkungsrechte halten.10 

  Als „indirekte wirtschaftliche Beteiligung“ be-
zeichnet diese Studie jegliche Form, in der Bürger 
zwar aktiv eigenes Kapital einbringen, jedoch kein 
Eigentum an einer Projektgesellschaft halten und 
entsprechend über keine Mitbestimmungs- und 
Kontrollrechte verfügen.11 Bürger beteiligen sich an 
den Erträgen einer Anlage, indem sie beispielsweise 
Zinsen auf Sparprodukte oder Nachrangdarlehen be-
kommen. Diese Definition wird hier insofern erwei-
tert, dass Bürger auch passiv am finanziellen Nutzen 
einer konkreten EE-Anlage beteiligt werden können, 
ohne eigenes Kapital einzubringen. Der finanzielle 
Nutzen fließt dabei in unterschiedlichen Formen an 
die Bürger, zum Beispiel mittelbar über die Umver-
teilung der Erträge einer EE-Anlage an die Kommu-

Bundesländer als Motor einer bürgernahen Energiewende?

10  Der hier verwendete Begriff der direkten wirtschaftlichen Beteiligung hat eine große Schnittmenge mit „Bürgerenergie 
   im engeren Sinne“. Vgl. trend:research/Leuphana Universität Lüneburg 2013. Das sind zum Beispiel Bürgerenergie- 
   gesellschaften, Privatpersonen, Landwirte, die mehrheitlich Eigentum an EE-Anlagen in ihrer Standortregion halten.  
   Die Standortregion bezieht sich in der Regel auf die Planungsregion, sprich Kommune, Landkreis, Bundesland. Von  
   „Bürgerenergie im engeren Sinne“ wird insofern abgewichen, als darunter auch gesellschaftsrechtliche Beteiligung  
   hinzugezählt wird, in der Bürger keine Mehrheitseigentümer sind. 
11  „Bürgerenergie im weiteren Sinne“ (s. o.) ist hingegen eine Minderheitsbeteiligung von Bürgern an EE-Anlagen, auch 
   überregional ohne mehrheitliche Entscheidungs- oder Kontrollrechte.
12  Von indirekter Beteiligung wird hier allerdings nur gesprochen, wenn die Erträge der Allgemeinheit und nicht nur 
   Einzelpersonen, beispielsweise Landeigentümern, in der Standortregion einer konkreten Anlage zugänglich sind.  

Abbildung 1: Direkte und 
indirekte wirtschaftliche 
Beteiligung an Ergebnis-
sen und Verfahren eines 
Vorhabens

Quelle: Eigene Darstellung 
basierend auf Walker/ 
Devine-Wright (2008) 
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setzung, eigenes Kapital einzubringen, aber auch den 
(zeitlichen) Aufwand, sich aktiv an einer Gesellschaft 
zu beteiligen und sich mit deren teilweise hohen 
Komplexität auseinanderzusetzen (Masson u. a. 2015; 
Radtke 2016, 141; Volz 2012). Obwohl sich Bürger im 
Rahmen der Energiewende verstärkt wünschen, bei 
Entscheidungen, die in ihr Lebensumfeld eingrei-
fen (Töpfer u. a. 2013), mitzusprechen, sind direkte 
wirtschaftliche Beteiligungsmodelle auch vorausset-
zungsreich. 

Daraus ergibt sich in der Praxis eine Vielzahl mög-
licher Beteiligungsmodelle mit unterschiedlichem 
Beteiligungsgrad (siehe Abbildung 2). Analog zu den 
Beteiligungsstufen nach Arnstein (1969) ist der Betei-
ligungsgrad ein Ausdruck für die Mitwirkungs- und 
Einflussmöglichkeiten der Bürger. Im Rahmen wirt-
schaftlicher Beteiligung bedeutet das jedoch auch, 
dass mit steigendem Beteiligungsgrad der Bürger 
mehr Risiko für sein eingebrachtes Kapital trägt. Mit 
steigendem Risiko gehen tendenziell auch steigende 
„Kosten“ einher; das betrifft vornehmlich die Voraus-

Abbildung 2: Beteiligungs-
modelle in der Praxis 

Quelle: Eigene Darstellung 
teilweise basierend auf  
Leuphana Universität  
Lüneburg/Nestle (2014)
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Mit wirtschaftlicher Beteiligung werden im Allge-
meinen zwei zentrale Zielstellungen und Effekte im 
Rahmen der Energiewende verbunden: regionale 
beziehungsweise lokale Wertschöpfung durch und 
Akzeptanz von erneuerbaren Energien. Obwohl 
wirtschaftliche Beteiligung mehr (sein) kann, wer-
den diese beiden Aspekte zuerst diskutiert. Denn 
beides steht in enger Verbindung mit einer um-
weltpolitischen Zielstellung – dem zügigen Ausbau  
erneuerbarer Energien im Rahmen von Deutschlands 
Klimaschutzanstrengungen. Empirische Studien zei- 
gen, dass ein erheblich höherer Anteil der Wertschöp-
fung vor Ort verbleibt, wenn Anlagen durch lokale 

Akteure geplant, errichtet, finanziert und betrieben 
werden. Bürger spielen dabei aktiv als Investoren 
und Betreiber eine Rolle oder profitieren passiv als 
Flächenbesitzer oder Gemeindemitglieder (Hirschl 
u.a. 2010; Gottschalk u. a. 2016; Hirschl/Salecki 
2015). Einnahmen aus dem Betrieb von Windener-
gieanlagen sind besonders hervorzuheben, da diese 
Wertschöpfungsstufe die Haupteinnahmequelle für 
die Breite der ländlichen Regionen darstellt. Denn 
Wertschöpfungseffekte aus Unternehmensumsätzen 
und Arbeitsplätzen aus der Anlagenproduktion, Pla-
nung, Realisierung und Wartung sind regional stark 
konzentriert. Und Gewerbesteuereinnahmen fallen 
größtenteils dort an, wo die Betreibergesellschaft ih-
ren Sitz hat (ibid.). 
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13  Im Fokus steht vor allem Letztere, die Akzeptanz für neue Projekte auf lokaler Ebene, da hier das größte 
   Konfliktpotential bezogen auf konkrete Maßnahmen zutage tritt. Gemessen an der hohen allgemeinen  
   Zustimmung der Bevölkerung zur Energiewende insgesamt und der schnellen Technologiediffusion, gibt es in    
   Deutschland eine relativ hohe soziopolitische sowie marktbezogene Akzeptanz. 
14  Akzeptanzvoraussetzungen und -faktoren werden hier synonym verwendet.
15  Ob Beteiligung zu mehr Akzeptanz führen kann, oder ob nicht eher ein Fokus auf Akzeptabilität, also die 
   Akzeptanzwürdigkeit bei der Einführung von Technologien mit gesellschaftlichen Auswirkungen von Belang sein 
   sollte, wird in der Wissenschaft rege diskutiert. Für eine Übersicht siehe Rost 2015.

Lokale Wertschöpfung ist allerdings nicht als reiner 
Selbstzweck zu betrachten, denn ihr wird eine posi-
tive Wirkung für Akzeptanz unterstellt. Im Kontext 
der Energiewende wird Akzeptanz in öffentlichen 
Debatten und Stellungnahmen für eine notwendige 
Voraussetzung für den weiteren Ausbau erneuerba-
rer Energien und den damit verbundenen Entschei-
dungs- und Gestaltungsprozessen gehalten. Deshalb 
ist eine ausführlichere Auseinandersetzung mit den 
angenommenen Zusammenhängen zwischen Akzep-
tanz und Beteiligung notwendig. Wüstenhagen u. a. 
(2007) beschreiben drei Ebenen der Akzeptanz: die 
soziopolitische Akzeptanz bezogen auf die gesamtge-
sellschaftliche Befürwortung bestimmter Maßnah-
men, die marktbezogene Akzeptanz mit Blick auf die 
Verbreitung von Technologien und Geschäftsmodel-
len und die projektbezogene beziehungsweise lokale 
Akzeptanz, sprich Einstellungen und Handlungen 
lokaler Akteure und Entscheidungsträger für oder 
gegen konkrete Projekte.13   

Die sozialpsychologische Forschung unterteilt Ak-
zeptanz einerseits in die Dimension der „Einstellung“ 
(Befürwortung, Indifferenz oder Ablehnung) und 
andererseits „Verhalten“ (aktive/passive Unterstüt-
zung beziehungsweise Widerstand). Nach empiri-
schen Umfragen sind die meisten Anwohner in der 
Nähe einer EE-Anlage in der Regel sprichwörtlich als 
schweigende Mehrheit in die Kategorie „passive Be-
fürwortung“ einzuordnen. Nur eine kleiner Teil der 
Gesamtbevölkerung engagiert sich tatsächlich aktiv 
für oder gegen ein konkretes Projekt (Schweizer-Ries 
u. a. 2011, 11 ff.). Trotzdem kann angenommen werden, 
dass eine organisierte Minderheit starken Einfluss auf 
das öffentliche Meinungsbild hat und die Umsetzung 
lokaler Projekte verhindern kann. 

Wesentliche Akzeptanzvoraussetzungen von Inf-
rastrukturprojekten bei betroffenen Stakeholdern 
(zum Beispiel Anwohner) sind die Faktoren Einsicht 
in die Notwendigkeit einer Maßnahme, Selbstwirk-

samkeit und der Glauben, mit dem eigenen Handeln 
etwas bewirken zu können, ein erkennbarer Nutzen 
für sich selbst, das Allgemeinwohl oder einen Per-
sonenkreis, den man schätzt, und die emotionale 
Identifikation mit einem Vorhaben (Renn u. a. 2014, 
2). Es geht also darum, dass die Ergebnisse eines Vor-
habens, sprich Nutzen und Lasten, gerecht verteilt 
werden und dies auch so von Betroffenen empfunden 
wird. Zweitens geht es um die Qualität der Verfah-
ren, ob diese gerecht ablaufen und auch so empfun-
den werden. Dies hängt maßgeblich davon ab, ob 
Mitwirkungs- und Mitspracherechte in Verfahren 
und wesentlichen Entscheidungen durch Betrof-
fene als Prozessbeteiligte genutzt werden können.  
Ein zusätzlicher Akzeptanzfaktor14, insbesondere bei 
Windenergieprojekten, ist das Vertrauen zwischen 
beteiligten Akteuren, namentlich Bürger, Kommunen 
und Vorhabenträger (Walker/Devine-Wright 2008). 
Sind diese Voraussetzungen erfüllt, steigt die Wahr-
scheinlichkeit für Akzeptanz, ohne dass diese als au-
tomatische Folge eintreten muss.15 

Hier erst kommt Bürgerbeteiligung ins Spiel, da sie als 
Strategie gesehen wird, diese Voraussetzungen zu ge-
währleisten. Verschiedene Studien weisen empirisch 
nach, dass wirtschaftliche Beteiligung von Bürgern 
an EE-Anlagen tatsächlich strukturelle Merkmale 
aufweist, die bestimmte Akzeptanzvoraussetzungen 
auf den beiden Dimensionen der Verteilungs- und 
Verfahrensgerechtigkeit erfüllen. Zunächst entsteht 
Bürgern ein konkreter persönlicher Nutzen durch 
Erlöse aus dem Betrieb von Windenergieanlagen. 
Auch können Anlagen, an deren Finanzierung Bürger 
beteiligt sind, als „eigene“ Anlagen wahrgenommen 
werden und identitätsstiftend wirken (vgl. Alle u. a. 
2015; Hübner/ Pohl, 2015; Maly, u.a. 2014; Musall/ Kuik,
2011; Schweizer-Ries u. a., 2011; Tabi u. a. 2015). Zwei-
tens kann die Mitwirkung und Mitsprache von Bür-
gern an der konzeptionellen Planung, Realisierung 
und am Betrieb von Anlagen für die wahrgenomme-
ne Verfahrensgerechtigkeit förderlich sein (Hauser 

Bundesländer als Motor einer bürgernahen Energiewende?
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Denn außer, dass viele Anlagen erst auf Grundlage 
von Bürgerengagement und Bürgerinvestitionen ent-
standen sind, gibt es weitere gesellschaftliche Wirkun-
gen und Nutzenfunktionen durch die wirtschaftliche 
Beteiligung von Bürgern (für einen Überblick siehe 
Hauser u. a. 2015; Radtke 2016; Yildiz 2014). Herauszu-
stellen sind insbesondere die Aktivierungspotenziale 
für das gesellschaftliche Engagement der Bürger. Ins-
besondere dann, wenn Bürger auch Eigentümer sind, 
können sie im Sinne von demokratischen Meinungs- 
und Willensbildungsprozessen aktiviert und befähigt 
werden, sich über die eigenen Ziele und Gestaltungsfä-
higkeiten klar zu werden, Selbstwirksamkeit zu erfah-
ren und zu kooperieren (Wesche 2015, 147). Aber auch 
Lerneffekte und die Heranführung an Fachthemen 
und Kenntnisse im Rahmen der Energiewende be-
ziehungsweise im Umgang mit Behörden und Unter-
nehmen können aus Beteiligung folgen. Diese Effekte 
wurden bei Modellen mit direkter wirtschaftlicher Be-
teiligung, wie zum Beispiel Bürgerenergiegesellschaf-
ten, nachgewiesen (Hauser u. a. 2015), während es bei 
indirekten Modellen kaum vergleichbare Erhebungen 
gibt. Man kann jedoch annehmen, dass mit sinkendem 
Beteiligungsgrad die zuletzt genannten Effekte weni-

u. a. 2015, 27; Schweizer-Ries u. a. 2011). Dies ist häu-
fig bei direkten Beteiligungsformen, beispielsweise 
Bürgerenergiegesellschaften, die selbst planen und 
betreiben, der Fall und seltener, wenn es sich um in-
direkte Beteiligungsformen handelt, in denen Vorha-
benträger Bürger als Nutznießer beteiligen.16

Im Rahmen von informellen Bürgerbeteiligungsver-
fahren hat sich mittlerweile die Erkenntnis durchge-
setzt, dass, wer Akzeptanz für ein Projekt im Sinne 
passiver Toleranz für ein bereits beschlossenes Vor-
haben schaffen will, nicht von Beteiligung, sondern 
von Überzeugung sprechen sollte (Renn u. a. 2014). 
Bürgerbeteiligung ist weniger geeignet zur „geschick-
ten Beschaffung“ von Akzeptanz, sondern dient viel-
mehr der Teilhabe an der von einer breiten Mehrheit 
der Bevölkerung getragenen Energiewende und ei-
nem fairen Ausgleich von Kosten und Nutzen (Ethik-
Kommission Sichere Energieversorgung 2011, 44). 
Für wirtschaftliche Beteiligung in der Energiewende 
heißt dies, dass verschiedene Beteiligungsformate 
an EE-Anlagen positive Akzeptanzvoraussetzungen 
schaffen können, jedoch mehr darstellen als „nur“ ein 
Instrument zur Akzeptanzgewinnung. 

16  Hauser et al. 2015 setzen sich durchaus kontrovers mit den Zusammenhängen zwischen „Bürgerenergie“ und  
   Akzeptanz auseinander. So wird auf das methodische Problem hingewiesen, dass Akzeptanz für EE-Anlagen  
   sowohl eine Voraussetzung als auch ein Ergebnis von „Bürgerenergie“ sein kann.  
17 Siehe https://www.bmwi.de/DE/Themen/Energie/Energiewende/gesamtstrategie.html, 
  letzter Zugriff 02.08.2016

Arbeitsdefinition „Wirtschaftliche Beteiligung“

Jegliche Form einer wirtschaftlichen oder finanziellen Beteiligung von Bürgern an
einzelnen oder verschiedenen Wertschöpfungsstufen von Energieinfrastruktur
in den Sektoren Strom, Wärme oder Verkehr. 
 
Die Art der Beteiligung kann in die Kategorien direkt oder indirekt unterteilt werden, 
je nachdem, ob es sich um eine gesellschaftsrechtliche Beteiligung mit Möglichkeiten 
zur konzeptionellen Mitwirkung oder um die aktive beziehungsweise passive indirekte 
Beteiligung an den Erträgen einer konkreten Anlage in der Standortregion handelt. 
Diese breite Begriffsdefinition wird bewusst gewählt, um ein möglichst weites Spektrum 
von Beteiligungsmöglichkeiten in der Praxis erfassen zu können. Die empirische  
Forschung zeigt, dass wirtschaftliche Beteiligung erhöhte lokale Wertschöpfung für  
Anwohner und Kommunen, Voraussetzungen für Akzeptanz von EE-Anlagen und 
Grundlagen für gesellschaftliches Engagement schaffen kann. Die einzelnen Wirkungen 
und Nutzenfunktionen wirtschaftlicher Beteiligung können mit dem Beteiligungsgrad 
am Verfahren und den Ergebnissen eines konkreten Vorhabens variieren. 
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Abbildung 3: Anteile von 
Eigentümergruppen an 
der installierten Leistung 
einzelner Erneuerbarer 
Energien 2012. “Bürger- 
energie im engeren  
Sinne” beschreibt direkte 
Beteiliungsmodelle.  
“Bürgerenergie im  
weiteren Sinne” beinhaltet 
indirekte Beteiligungs- 
modelle und überregionale 
Beteiligung.

Quelle: Eigene 
Darstellung basierend auf 
trend:research/ Leuphana 
Universität Lüneburg (2013)
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2.2 Entwicklungsperspektiven  
wirtschaftlicher Beteiligung  
bei Windenergie

Das Bundesministerium für Wirtschaft und Ener-
gie (BMWi) bezeichnet die hohe Akteursvielfalt, 
gekennzeichnet durch einen großen Anteil von Bür-
gerenergiegesellschaften und dem Engagement ein-
zelner Bürger als „Markenzeichen“ der deutschen 
Energiewende.17 Im Jahr 2012 waren Bürger als 
Mehrheits- und Minderheitseigentümer an knapp der 
Hälfte aller installierten EE-Anlagen direkt beteiligt 
(siehe Abbildung 3). Entsprechend ist jeweils knapp 
ein Drittel der Stromproduktion aus Investitionen in 
EE-Anlagen im Jahr 2012 dieser Eigentümergruppe 
anzurechnen (trend:research/Leuphana Universität 
Lüneburg 2013, 45 ff.). 

ger stark eintreten, da Möglichkeiten der Selbstwirk-
samkeit und sozialen Interaktion abnehmen (Walker/
Devine-Wright 2008, 499). Das wird deutlich, wenn 
man sich zwei Extreme der Beteiligungsskala gedank-
lich vor Augen führt: Ein Genossenschaftsmitglied, 
welches aktiv an der Umsetzung eines Windrades 
mitwirkt, hat in der Regel höhere Einfluss- und Inter-
aktionsmöglichkeiten als der Stromkunde, welcher 
ohne eigenes Zutun das Angebot eines verbilligten 
Stromtarifs in Anspruch nimmt, da gerade zwei neue 
Windräder am anderen Ende des Ortes gebaut wur-
den. Sprich, eine Beteiligung nicht nur an den Er-
gebnissen eines Projekts, sondern auch am Prozess 
der Projektrealisierung und Entscheidungsfindung 
scheint förderlich für Akzeptanzvoraussetzungen und 
unabdingbar für weitere soziopolitische Effekte und 
Gestaltungsspielräume der Bürger zu sein. 



IASS Working Paper_13

Nur wenige Bürgerwindparks  
im Nordosten

Das Segment der Bürgerenergiegesellschaften bie-
tet einen Anhaltspunkt für weitere Aussagen über 
wirtschaftliche Beteiligungsmöglichkeiten im Wind- 
bereich, da hierzu zuletzt regelmäßig Daten erhoben 
werden. Bürgerenergiegesellschaften im Windbereich 
sind nach ihrer Rechtsform regional unterschiedlich 
stark verteilt. Der Großteil an Bürgerwindparks ist 
in der Rechtsform GmbH & Co. KG organisiert und 
stark im Norden vertreten. Genossenschaftlich orga-
nisierte Windparks sind vergleichsweise seltener und 
dann auch eher im Süden Deutschlands anzutreffen. 
Auffällig ist, dass kaum Bürgerwindparks in den neu-
en Bundesländern entstanden sind (Holstenkamp 
2014, 19). Ebenso entfallen nur 12 % aller neu gegrün-
deten Energiegenossenschaften auf diese Bundes-
länder (siehe Abbildung 4). Bürgerenergiegenossen-
schaften betreiben vor allem PV- und Biogasanlagen 
und sind in landwirtschaftlich geprägten Ländern mit 
hoher Solareinstrahlung, etwa in Süddeutschland, 
vorzufinden. 58 % aller Neugründungen zwischen 
2007 und 2013 konzentrieren sich auf Bayern, Baden-
Württemberg und Niedersachsen (Blome-Drees u. a. 
2015, 109). Besonders im Windbereich ist dies erklä-
rungsbedürftig, da die Bundesländer Brandenburg, 
Sachsen-Anhalt und Mecklenburg-Vorpommern zu 
den fünf Ländern mit den höchsten kumulierten Aus-
bauquoten gehören (vgl. Deutsche Windguard 2016). 
Dieser Umstand deutet darauf hin, dass die Gründe 
spezifisch für die Bundesländer sind, da die Förderbe-
dingungen bundesweit einheitlich ausgestaltet sind 
und eine Vielzahl guter Windstandorte, vor allem im 
Nordosten, existiert. Erste, jedoch noch wenig sys-
tematisch erforschte Anhaltspunkte sind landesspe-
zifische kulturelle, ökonomische und institutionelle 
Faktoren (Siehe Kapitel 3 und vgl. Bauwens u. a. 2016; 
Holstenkamp 2014).    

Bürger engagieren sich effektiv als Privatpersonen 
oder als Initiatoren und Mitglieder von Bürgerener-
giegesellschaften an der Realisierung und dem Be-
trieb von Bioenergie-, Photovoltaik- (PV) und Wind-
energieanlagen an Land. Während die Gruppe der 
Einzeleigentümer beim Ausbau von PV-Anlagen eine 
wesentliche Rolle spielt, werden circa 50 % der Wind-
energieanlagen an Land mit direkter oder indirekter 
Beteiligung von Bürgern betrieben (siehe Abbildung 
3). Davon entfallen 24,6  % auf Bürgerenergiegesell-
schaften, aber auch auf Landwirte und vereinzelt Pri-
vatpersonen als Betreiber. Der verbliebene Teil wird 
von Projektgesellschaften mit indirekter Bürger-
beteiligung betrieben.18 Eine Studie der Deutschen 
Windguard (2015) kommt zu dem ähnlichen Ergeb-
nis, dass Bürgerwindparks19 jeweils einen Anteil von 
circa 15 % an der Realisierung und 15 bis 20 % an dem 
Betrieb von neuen Windparks zwischen 2012 und 
2014 haben. 

In der Praxis treten vielfältige Projektentwicklungs-
strukturen auf. Das beschreibt, welche Akteure an 
den Phasen der Projektrealisierung/-umsetzung und 
dem Betrieb eines Windprojektes beteiligt sind. Ein 
Großteil der Windprojekte (rund 64 bis 72 %) wird 
mittlerweile von Projektierungsunternehmen rea-
lisiert und dann von diesen Unternehmen weiterbe-
trieben oder an eine Betreibergesellschaft verkauft 
(Deutsche Windguard 2015). Mit abnehmender Ten-
denz gibt es von lokalen Bürgergruppen vollständig 
in Eigenregie entwickelte und betriebene Windparks. 
Häufiger kommt es vor, dass ein Projektierungsunter-
nehmen im Auftrag der späteren (Bürger-)Betreiber-
gesellschaft ein Projekt realisiert (IZES gGmbH 2015, 
16).20 

18 Inklusive überregionaler Beteiligung, aber beschränkt auf Bürger als Eigen-, Mezzanin- oder Fremdkapitalgeber  
  der Betreibergesellschaft.  
19 Bürgerwindparks werden in der Studie definiert als „[…] Bürgerwindparkgesellschaften, also Projekte (oder 
  Teilprojekte), an denen die lokale Bevölkerung [oder Landwirte] maßgeblich beteiligt ist und die nicht vorder-   
  gründig durch einen Projektentwickler initiiert werden“ (18). Diese Definition entspricht weitestgehend  
  „Bürgerenergie im engeren Sinne“ nach trend:research/Leuphana Universität Lüneburg 2013 und dem hier  
  verwendeten Begriff direkter Beteiligung.  
20 Über die regionale Verteilung der verschiedenen Projektentwicklungsstrukturen gibt es nur Schätzungen, 
  basierend auf Einzelaussagen. Zumindest bei eigenentwickelten Bürgerwindparks gibt es regionale  
  Schwerpunkte in Schleswig-Holstein und im Landkreis Steinfurt
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Neugründungsdynamik abgeschwächt

Die Hürden zur Gründung von Bürgerenergiegesell-
schaften oder neue Projekte durch bestehende Bür-
gerenergiegesellschaften sind in den letzten Jahren 
deutlich gestiegen. Während das EEG mit Einspei-
sevorrang, Abnahmepflicht und administrativ fest-
gelegten Vergütungssätzen Markteintrittsbarrieren 
für Bürger und kleine Akteure verringerte, wurden 
genau diese Elemente im Zuge der letzten EEG-
Reformen seit 2012 novelliert. Etablierte Geschäfts-
modelle (Verkauf von EEG-vergütetem Strom aus 
dem Anlagenbetrieb) konnten nicht mehr einfach 
repliziert werden, und Neuinvestitionen wurden 
zunehmend zurückgestellt (Deutscher Genossen-
schafts und Raiffeisenverband 2016; Müller u. a. 2015; 

Ohlhorst 2016; Volz/Storz 2015). Zusätzlich haben 
gesetzliche Verschärfungen im Anleger- und Ver-
braucherschutzrecht zu erheblicher Verunsicherung 
sowohl im PV- als auch im Windbereich geführt. 
Dazu gehören das 2015 in Kraft getretene Kleinanle-
gerschutzgesetz und das Kapitalanlagegesetzbuch.21 
Obwohl die Rechtsform der Energiegenossenschaf-
ten kurz vor Verabschiedung davon ausgenommen 
wurde, hatte der mehrjährige Gesetzgebungsprozess 
eine abschreckende Wirkung auf viele Projekte. Oh-
nehin haben sich die regulatorischen Anforderungen 
zur Umsetzung von direkten wirtschaftlichen Betei-
ligungsmodellen damit deutlich erhöht (Müller u. a. 
2015, 101; Verband kommunaler Unternehmen e. V. 
(VKU) 2016). 

21 Die neuen Regelungen schreiben vor, dass zur Einwerbung von Eigenkapital einer Projektgesellschaft von 
   Bürgern – dem zentralen Bestandteil direkter wirtschaftlicher Beteiligungsmodelle – ein Prospekt erstellt und von     
   der Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin) geprüft werden muss. Dies kann Kosten in sechs-    
   stelliger Höhe verursachen und erhöht die administrativen und finanziellen Anforderungen für Bürgerprojekte in  
   einer sehr frühen Projektphase, wenn noch keine Gewissheit über spätere Einnahmen besteht.

Abbildung 4: Regionale 
Verteilung der  
Neugründung von  
Energiegenossen-
schaften zwischen 
2007 – 2013

Quelle: Eigene 
Darstellung basierend 
auf Blome-Drees u. a. 
(2015)
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22 Die Genehmigung von Windkraftanlagen ist in weiten Teilen durch das Bundesimmissionsschutzgesetz 
   (BImSchG) geregelt
23 Um eine solche handelt es sich laut Gesetzgeber nur, wenn die Bürgerenergiegesellschaft aus mindestens zehn    
   natürlichen Personen besteht, mindestens 51 % der Stimmrechte der natürlichen Personen in Hand der Mitglieder  
   aus dem Landkreis der Standortgemeinde liegen und kein Gesellschafter mehr als 10 % der Stimmrechte hält. 
24 Die EU-De-minimis-Regelung stellt einen Grenzwert für Ausnahmen von der Ausschreibungspflicht für Wind-
   energieanlagen nach den EU-Leitlinien für staatliche Umwelt- und Energiebeihilfen dar. Windprojekte mit einer  
   Leistungsobergrenze von 18 MW sind von der Ausschreibungspflicht befreit. Siehe http://eur-lex.europa.eu/
   legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:52014XC0628 %2801 %29/from=EN, letzter Zugriff 23.07.2016 

 

Projektgröße von sechs Anlagen mit einer Ge-
samtleistung von max. 18 MW einmal pro Jahr 
bewerben. Zu den Ausnahmeregelungen (ibid. 
§ 36 g) gehört, dass Bürgerenergiegesellschaften 

  ohne BImSchG-Genehmigung an der Aus-
schreibung teilnehmen können, 

  die Hälfte (15 €/MW) der üblichen Sicherheit 
erst nach Erhalt der Bundesimmissionsschutz-
Genehmigung hinterlegen müssen und 

  eine Verlängerung der Realisierungsfrist um 
maximal zwei Jahre beantragen können. 

Damit sollen die Kosten für die Vorfinanzierung 
eines Projekts reduziert werden. Um Wettbe-
werbsnachteile und Risiken weiter zu minimieren, 
können anerkannte Bürgerenergiegesellschaften 
im Rahmen einer sogenannten non competitive 
bid (Bofinger u. a. 2015) am Ausschreibungs-
verfahren teilnehmen. Das bedeutet, dass Bür-
gerenergiegesellschaften unabhängig von der 
Höhe ihres Angebots den Preis des zuletzt bezu-
schlagten Angebots – also den Höchstpreis – der 
jeweiligen Auktionsrunde erhalten. Theoretisch 
entspricht das einer Zuschlagsgarantie, da die-
se Akteure mit sehr niedrigen Angeboten bieten 
können, jedoch den höchsten Preis einer jeweili-
gen Runde bekommen. 

Mit den Ausnahmeregelungen verringert sich 
das Zuschlagsrisiko für Bürgerenergiegesell-
schaften zunächst formal. Ein gewisses Preisrisi-
ko bleibt jedoch bestehen, da der höchste Preis 
einer Auktionsrunde nicht im Voraus bekannt 
ist. Für die Entstehung von Bürgerenergiegesell-
schaften spielt jedoch vor allem die Risikowahr-
nehmung in Abhängigkeit der Präferenzen und 

Exkurs: Paradigmenwechsel im EEG 2017: 
von administrativ festgelegten  
Vergütungssätzen zu wettbewerblichen 
Ausschreibungen

Mit der Novelle des EEG im Jahr 2016 von admi-
nistrativ festgelegten Vergütungssätzen zu wett-
bewerblichen Ausschreibungen ist zukünftig mit 
weiteren administrativen Herausforderungen für 
Bürgerenergiegesellschaften zu rechnen (Jacobs 
u. a. 2014). Nach Inkrafttreten des neuen EEG ab 
2017 müssen sich alle Projekte mit einer installier-
ten Leistung größer als 750 kW in technologie-
abhängigen Ausschreibungsrunden in den Kate-
gorien Wind an Land, Wind an See, Photovoltaik 
und Biomasse um eine Förderung bewerben. Da-
bei gilt das sogenannte Pay-as-bid-Verfahren, bei 
dem jeder erfolgreiche Bieter, unabhängig von 
der Höhe anderer Gebote, denjenigen Preis be-
kommt, für den er angeboten hat. Voraussetzung 
für die Teilnahme bei Windenergieanlagen ist 
eine Genehmigung nach dem Bundesimmissions-
schutzgesetz (BImSchG)22. In dem für Beteiligung 
relevanten Segment „Wind an Land“ werden 
jährlich 2.800 MW beziehungsweise 2.900 MW 
brutto (ab 2020) ausgeschrieben. Das Ausschrei-
bungsvolumen ist insgesamt deutlich niedriger 
als die Ausbauraten der vergangenen Jahre. 

Im Laufe der Reform hat der Gesetzgeber aner-
kannt, dass Ausschreibungen bei Windenergie-
anlagen an Land den Erhalt der Akteursvielfalt 
erschweren können. Zu diesem Zweck wurden 
im EEG 2017 „Bürgerenergiegesellschaften“23 
erstmalig definiert und Ausnahmeregelungen 
eingeführt (Deutscher Bundestag 2016). Eine 
Bürgerenergiegesellschaft darf sich gemäß der 
EU-De-minimis-Regelung24 mit einer maximalen 
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sikoverringernd wahrgenommen werden, und 
welcher administrative Aufwand mit der Teilnah-
me an einer Ausschreibung verbunden ist, all das 
bleibt abzuwarten. Einige größere Bürgerener-
gieakteure beziehungsweise Banken haben auf 
die Beschlussfassung des EEGs bereits reagiert, 
indem sie beispielsweise Genossenschaften Risi-
kokapital für die Projektentwicklungsphase zur 
Verfügung stellen und Beratung anbieten.25

institutionellen Rahmenbedingungen der Betei-
ligten eine Rolle (Gotchev 2014). Die Teilnahme 
an einer Ausschreibungsrunde vor Erhalt der 
BImSchG-Genehmigung könnte Bürger abschre-
cken, da Kosten aus dem Genehmigungsverfah-
ren nur schwer abzuschätzen sind und das Risiko 
der Nichtrealisierung bei negativer Bescheini-
gung der Genehmigung steigt (Grashof 2016). 
Ob die Ausnahmeregelungen entsprechend ri-

25 So können Bürgerenergiegesellschaften bei planet Energy, einer Tochter der Genossenschaft Greenpeace 
   Energy, der GLS Bank und der Deutschen Kreditbank Risikokapital oder Finanzierungsunterstützung  
   zu bestimmten Konditionen für die Phase der Projektentwicklung bei Windenergievorhaben erhalten.

tragfähiger Geschäftsmodelle sowie Unterstützungs- 
und Kooperationsangebote für Bürgerenergiege-
sellschaften eine Rolle. Davon abgesehen, bleibt vor 
diesem Hintergrund die Herausforderung bestehen, 
Beteiligungsmöglichkeiten dort zu schaffen, wo sie 
im Vergleich noch unterentwickelt sind. Trotz sehr 
guter Windverhältnisse und hoher Ausbauquoten 
betrifft dies insbesondere Windenergieprojekte im 
Nordosten Deutschlands. Der Analysefokus der fol-
genden Kapitel richtet sich nun auf landesspezifische 
Handlungsbedingungen für die wirtschaftliche Be-
teiligung und neue Strategien staatlicher Unterstüt-
zung entlang der Fallbeispiele Mecklenburg-Vorpom-
mern und Thüringen.

Wirtschaftliche Bürgerbeteiligung 
braucht neue Geschäftsmodelle und 
ein förderliches Politikumfeld

Die Entwicklung wirtschaftlicher Beteiligung von 
Bürgern an Energieinfrastruktur ist eng an die Ent-
wicklung der energiepolitischen und -rechtlichen 
Rahmenbedingungen geknüpft. Ändern sich diese, so 
hat dies unweigerlich Auswirkungen auf die Beteili-
gungsmöglichkeiten. Das novellierte EEG erhöht mit 
der Umstellung auf wettbewerbliche Ausschreibun-
gen die Hürden für Modelle direkter wirtschaftlicher 
Beteiligung und eigenentwickelter Bürgerwindparks. 
Zur Überwindung dieser Hindernisse spielen vor al-
lem Ausnahmeregelungen im EEG, die Entwicklung 
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Großteil davon aus Windenergie. Mit einer installier-
ten Kapazität von 2.845 MW Windenergie im Jahr 
2015 befindet sich das Land auf Platz sieben im bun-
desweiten Vergleich. Die Windenergie ist mit einem 
Anteil von 35,8  % an der Bruttostromerzeugung des 
Landes eine der wichtigsten Energiequellen (Agen-
tur für Erneuerbare Energien 2015). Bis zum Jahr 
2025 möchte das Land – entsprechend seinem Anteil 
an der Bundesfläche – 6,5 % des deutschen Strombe-
darfs zum Großteil aus erneuerbaren Quellen (ca. 
75  % davon aus Windenergie an Land und an See) 
bereitstellen. Mecklenburg-Vorpommern strebt an, 
zum innerdeutschen Exporteur von erneuerbarem 
Strom zu werden (Landesregierung Mecklenburg-
Vorpommern 2015). Bereits bis zum Jahr 2025 soll die 
momentan installierte Leistung auf 6 GW an Land 
verdoppelt werden. Zwischen 2011 und 2014 wurde 
durchschnittlich eine Leistung von 300 MW jährlich 
zugebaut. Derzeit stehen ca. 0,6  % der Landesfläche 
(Stand der Regionalen Raumentwicklungsprogram-
me von 2010/11) als Windeignungsgebiete zur Verfü-
gung, welche jedoch ausgeweitet werden sollen, um 
die Ausbauziele zu erreichen (ibid.).

Die grundlegende Motivation, wirtschaftliche Be-
teiligungsmöglichkeiten zu schaffen, liegt in der  
Auffassung der Landesregierung, dass landeseigene 
Ziele – Verdopplung der installierten Windkraft-
leistung an Land – nur mit erhöhter Akzeptanz für 
erneuerbare Energien vor Ort zu erreichen seien. 
Bereits im Koalitionsvertrag zwischen SPD und CDU 
(2011, 19) heißt es: „Um eine höhere Akzeptanz für die 
Erneuerbaren Energien zu schaffen, wird die Koalition 
Modelle der wirtschaftlichen Teilhabe, wie bei Bürger-
windparks oder Bürgersolaranlagen, besonders beför-
dern.“ Auch im Landesenergiekonzept (2015) bekennt 
sich die Landesregierung zum weiteren Ausbau von 

Die Bundesländer Mecklenburg-Vorpommern und 
Thüringen haben sich ambitionierte Ziele für den 
Ausbau der Windenergie gesetzt. Trotz der deutsch-
landweit etablierten Beteiligungsmodelle und eines 
kontinuierlichen Ausbaus in den letzten Jahren wer-
den in beiden Ländern Windräder bisher kaum durch 
Bürger umgesetzt und betrieben. Nun gehen die je-
weiligen Landesregierungen mit einem landesweit 
gültigen Handlungsrahmen für die Beteiligung von 
Bürgern und Gemeinden an WEA neue Wege, um 
ihre Ausbauziele zu erreichen. Mit dem Beteiligungs-
gesetz in Mecklenburg-Vorpommern wird die wirt-
schaftliche Beteiligung von Bürgern und Gemeinden 
ab 1. Juni 2016 zum gesetzlichen Regelfall. Im Ge-
gensatz dazu hat das Bundesland Thüringen Anfang 
2016 Leitlinien für „Faire Windenergie“ verabschie-
det. Projektierungsunternehmen, welche das Siegel 
erhalten möchten, müssen sich an einen bestimmten 
Verhaltenskodex halten, der wirtschaftliche Beteili-
gungsmodelle zur Bedingung macht. Nachfolgend 
werden die Ansätze in beiden Ländern als Fallbeispie-
le eingeführt. Dabei gilt es, zunächst die Funktions-
weise vorzustellen (3.1), bevor die Bedeutung für die 
Praxis der Beteiligung (3.2) und Akzeptanz sowie die 
lokale Wertschöpfung durch Windenergieanlagen 
diskutiert werden (3.3). 

3.1 Fallstudie Bürger- und  
Gemeindenbeteiligungsgesetz,  
Mecklenburg-Vorpommern

Hintergrund

Das Bundesland Mecklenburg-Vorpommern ist das 
am dünnsten besiedelte Flächenland in Deutschland. 
Bereits heute deckt das Bundesland rechnerisch 130 % 
seines Strombedarfs aus erneuerbaren Energien, den 

3. Neue Ansätze der 
wirtschaftlichen Beteiligung 
von Bürgern
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EE und sieht „eine höhere Akzeptanz“ (S. 10) als not-
wendige Bedingung dafür an. 

Wie funktioniert das Bürger- und  
Gemeindenbeteiligungsgesetz?

Das Beteiligungsgesetz zielt darauf ab, unmittelbar 
„betroffenen“ Anwohnern und Anrainergemeinden ei-
nen Ausgleich für die Beeinträchtigungen durch neue 
Windparks zu gewähren (Landtag Mecklenburg-Vor-
pommern 2016b). Aus dem Ausnahmefall der Beteili-
gung soll im gesetzlichen Rahmen der Regelfall wer-
den. Betroffene erhalten demnach das Angebot, sich 
wirtschaftlich an einem Windparkprojekt zu betei-
ligen und so an der Wertschöpfung teilzuhaben. Ein 
derartiges Vorgehen eines Bundeslandes, also eine 
entsprechende Verpflichtung im Bereich der Wind-
energie umzusetzen, ist bisher beispiellos. Damit das 
Gesetz überhaupt in den Gesetzgebungsbereich von 
Mecklenburg-Vorpommern fallen kann, verfolgt die 
Landesregierung ein Kombinationsmodell. Das heißt, 
dass das Beteiligungsgesetz ein Begleitgesetz für zwei 
weitere rechtliche Maßnahmen darstellt: Zum einen 
wurde das Landesplanungsgesetz mit einem neuen 
Grundsatz ergänzt, dass eine wirtschaftliche Betei-
ligungsmöglichkeit im Rahmen des Beteiligungsge-
setzes vorzusehen ist. Zweitens wurden wirtschaft-
liche Beteiligungsmöglichkeiten als „verbindliches 
Ziel“ der Raumordnung festgelegt und gelten faktisch 
als Kriterium für alle neuen Windenergieanlagen in 
ausgewiesenen Windeignungsgebieten (Ausschuss 
für Energie, Infrastruktur und Landesentwicklung 
Landtag Mecklenburg-Vorpommern 2016, 2).

Weg A – direkte Beteiligung

Das Gesetz verpflichtet Vorhabenträger26, zukünf-
tig eine haftungsbeschränkte Projektgesellschaft27 

für jedes neue Windenergieprojekt zu gründen und 
Bürgern sowie Gemeinden in einem Fünf-Kilometer-
Umkreis um neue Anlagen jeweils 10 % der Anteile am 

Eigenkapital der Gesellschaft zum Kauf anzubieten (§ 
4). Die Höhe von insgesamt 20 % (also insgesamt 10 % 
für betroffene Bürger und 10 % für Gemeinden) wird 
mit einer Minderheitenbeteiligung begründet, wel-
che keinen wesentlichen Einfluss auf das operative 
Geschäft darstellt. Kaufberechtigt ist jeder Anwoh-
ner (auch natürliche Person genannt) im Umkreis 
von fünf Kilometern mit dauerhaftem Wohnsitz von 
mehr als drei Monaten zum Zeitpunkt des Angebots. 
Ebenso kaufberechtigt sind die Standortgemeinde 
und alle Nachbargemeinden in einem Umkreis von 
fünf Kilometern um die betreffenden Anlagen. Alter-
nativ können Gemeinden auch zugunsten eines Am-
tes, eines kommunalen Zweckverbandes oder eines 
Kommunalunternehmens (zum Beispiel Stadtwerk) 
auf den Kauf verzichten (§ 5). Die Regelung betrifft 
alle neuen Windenergieanlagen, die einer BImSchG-
Genehmigung bedürfen.28 

Ein Anteil darf maximal 500 Euro kosten, damit die fi-
nanziellen Einstiegshürden niedrig gehalten werden. 
Kaufberechtigte können einen oder mehrere Anteile 
erwerben. Sollte die Nachfrage das Angebot überstei-
gen, bekommt zunächst die Gemeinde die Hälfte aller 
angebotenen Anteile (10 %) zugeteilt. Unter den na-
türlichen Personen bekommt dann jeder, der weitere 
Anteile gezeichnet hat, jeweils einen weiteren Anteil, 
bis das Gesamtvolumen erschöpft ist (§ 6). 

Der Zeitpunkt der Beteiligung findet nach dem Er-
halt der Genehmigung nach BimschG-Genehmigung 
beziehungsweise im Rahmen des Ausschreibungs-
verfahrens ab 2017 nach Erhalt der Förderzusage, 
frühestens jedoch zwei Monate vor der geplanten 
Inbetriebnahme statt. Sobald diese vorliegt, muss der 
Vorhabenträger unverzüglich alle Kaufberechtigten 
über die Beteiligung informieren. Dieser späte Zeit-
punkt der Beteiligung soll sowohl Kaufberechtigte 
als auch Vorhabenträger vor schwer vorhersehbaren 
Preisrisiken aus der Errichtungs- und Genehmi-
gungsphase schützen (§ 4).  

Bundesländer als Motor einer bürgernahen Energiewende?

26 Als Vorhabenträger im Rahmen des Gesetzes gilt das Projektierungsunternehmen, welches eine BImSchG-
   Genehmigung beantragt, beziehungsweise später der Anlagenbetreiber. 
27 Durch die Gründung einer haftungsbeschränkten Projektgesellschaft wird das finanzielle Risiko für Bürger 
   und Gemeinden minimiert, da sie von einer Nachschusspflicht ausgeschlossen sind und maximal bis zur Höhe  
   ihrer Einlage haften.  
28 Ausgenommen sind lediglich Anlagen kleiner als 50 Meter, Offshore-Anlagen oder Anlagen, die im Rahmen    
   eines Zielabweichungsverfahrens gebaut werden.
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Die Informationspflichten und Kriterien zur öffent-
lichen Bekanntmachung des Beteiligungsangebots 
sind im Gesetz genau geregelt. So muss beispielswei-
se ein Prospekt erstellt, das Angebot in öffentlichen 
Medien bekannt gemacht werden und innerhalb einer 
gewissen Frist eine öffentliche Informationsveran-
staltung stattfinden, auf der die Bürger über das – zu 
diesem Zeitpunkt bereits fast vollständig realisierte – 
Vorhaben informiert werden (§ 7). 

Mit dem Beteiligungsgesetz soll dieser sogenannte 
Weg A der direkten gesellschaftsrechtlichen Betei-
ligung den gesetzlichen Regelfall darstellen. Grund-
sätzlich folgt das Gesetz jedoch dem Prinzip „Frei-
willigkeit sticht Pflicht“. Demnach sollen freiwillige, 
maßgeschneiderte Lösungen der Beteiligung vor Ort, 
die nicht dem Gesetz entsprechen, möglich bleiben. 
Neben dem Weg A kann der Vorhabenträger also eine 
alternative Form der Beteiligung anbieten. Insbeson-
dere verweist das Gesetz hier auf einen „verbilligten 
Stromtarif“ (§ 10). Aber auch andere Modelle sind 
denkbar, da eine wirtschaftliche Gleichwertigkeit mit 
dem Weg A nicht zwingend ist. Wenn ein einzelner 
Bürger oder eine Gemeinde eine solche freiwillige 
Alternative jedoch ablehnt, muss ihm die gesetzlich 
vorgeschriebene Beteiligung angeboten werden. 

Weg B – indirekte Beteiligung

Alternativ zur direkten gesellschaftsrechtlichen Be-
teiligung oder zum freiwilligen Modell aus dem Weg 
A können Investoren im Rahmen des Gesetzes ent-
scheiden, den sogenannten Weg B zu gehen, und den 
Bürgern ein Sparprodukt anbieten. Kaufberechtigte 
Bürger im Fünf-Kilometer-Umkreis haben dann die 
Möglichkeit, eine entsprechende Festgeldanlage, das 
sogenannte Sparprodukt, zu zeichnen. Dies bezieht 
sich auf bereits etablierte Beteiligungsprodukte wie 
Sparbriefe und Festgeldanlagen, deren Zinssatz sich 
an den Gewinnen der Projektgesellschaft orientiert. 
Bürger werden so indirekt am Gewinn der Anlagen 
beteiligt, ohne dass sie das Risiko tragen, ihre Einla-
gen zu verlieren (§ 12). 

Den Gemeinden kann alternativ eine Ausgleichsab-
gabe – eine jährliche Zahlung aus den Erlösen des 
Windparks – angeboten werden. Die Höhe der Ab-
gabe errechnet sich aus der jährlich produzierten 
Strommenge und einem gesetzlich festgelegten Ab-
gabesatz je Stromeinheit. Alle Einnahmen aus der 
Ausgleichsabgabe sind zweckgebunden zur „Steige-
rung der Akzeptanz bei Windenergieanlagen“ (§ 11, [4]). 
Dazu gehören zum Beispiel Infrastrukturprojekte 
oder Informationsangebote über Windkraft in der 
Gemeinde. Die Gemeinden dürfen selbst entschei-
den, die Abgabe anzunehmen, anstatt Gesellschafts-
anteile zu erwerben, während bei dem Sparprodukt 
für die Bürger der Investor entscheidet. 

Abbildung 5: Sche-
matische Darstellung 
Bürger- und Gemein-
denbeteiligungsgesetz 
Mecklenburg-Vorpom-
mern 

Quelle: Eigene 
Darstellung basierend 
auf Ministerium für 
Energie, Infrastrukur 
und Landesentwicklung 
Mecklenburg-Vor-
pommern (2015)

Weg A 
(direkte Beteiligung)

Weg B 
(indirekte Beteiligung) 

Beteiligung an  
Gesellschaft

Freiwillige  
Lösung Ausgleichsabgabe Sparprodukt

Bürger und Gemeinden Gemeinden Bürger
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3.2 Fallstudie Leitlinien für „Faire 
Windenergie“, Thüringen

Hintergrund

Thüringen befindet sich geografisch in der Mitte von 
Deutschland und gehört mit einer Fläche von 16.173 
Quadratkilometern und 2,2 Millionen Einwohnern 
zu den kleineren Bundesländern. Mit dem Koalitions-
vertrag zwischen Rot-Rot-Grün aus dem Jahr 2014 
strebt die Landesregierung bis 2040 an, Thüringens 
Eigenenergiebedarf bilanziell durch einen Mix aus 
100 % regenerativer Energie selbst decken zu können 
(Die Linke u. a. 2014). Das bedeutet den Anteil erneu-
erbarer Energien am Nettostromverbrauch bis 2020 
auf 45 % zu erhöhen und vom Stromimporteur- und 
Transitland zum Eigenversorger zu werden. Momen-
tan importiert das Bundesland noch circa 50 % seines 
Strombedarfs und konnte im Jahr 2013 28,9  % des 
Bruttostromverbrauchs aus erneuerbaren Energien 
decken (Agentur für Erneuerbare Energien 2016). 
Windenergie spielt aus Sicht der Landesregierung da-
bei eine zentrale Rolle, da sie bis 2020 circa die Hälfte 
des EE-Stroms liefern soll. Dafür muss die installier-
te Leistung in etwa verdoppelt werden. Ende 2015 
nahm Thüringen Platz 10 im bundesweiten Vergleich 
mit einer installierten Kapazität von 1.199 MW ein 
(Deutsche Windguard 2016). Das Ziel des aktuellen 
Landesentwicklungsplans 2025 (2014) besteht in der 
Verdreifachung der Flächen für Windenergienutzung 
von 0,3 auf 1 % der Landesfläche. 

Die Landesregierung hat zum Ziel erklärt, die Wert-
schöpfung vor Ort bei Windenergieprojekten signi-
fikant zu erhöhen (Weber 2015). Der Koalitionsver-
trag aus dem Jahr 2014 hebt hervor, dass angestrebt 
werde, die Akzeptanz der Windenergie zu verbessern 
und Anwohner und Kommunen künftig direkt an 
den Erlösen neuer Windkraftanlagen zu beteiligen 
(Die Linke u. a. 2014). 

Wie funktionieren die Leitlinien für 
„Faire Windenergie“? 

Das Siegel „Faire Windenergie“ wird von der Servi-
cestelle Windenergie29 der ThEGA direkt an Pro-
jektierungsunternehmen oder Planer vergeben, die 
sich gegenüber Thüringer Bürgern, Kommunen und 
Unternehmen verpflichten, die in den Leitlinien auf-
geführten Vorgaben und Prinzipien bei Projekten in 
Thüringen umzusetzen. Zweck des Siegels ist es, die 
Transparenz gegenüber allen betroffenen Akteuren30 
zu gewährleisten und Standards der Zusammenar-
beit, sprich Angebote zur Beteiligung, bei Windpro-
jekten zu etablieren. Dadurch sollen Konflikte ver-
mindert und Akzeptanz sowie lokale Wertschöpfung 
erhöht werden. 

Das Siegel kann freiwillig von Vorhabenträgern bean-
tragt werden. Durch die vertragliche Verpflichtung, 
sich an die Leitlinien zu halten, erwerben diese das 
Recht, das Siegel “Faire Windenergie“ jeweils für 
einen Zeitraum von einem Jahr zu nutzen. Danach 
muss das Siegel erneut beantragt werden. Die An-
forderungen der Leitlinien gelten ab dem Zeitpunkt 
der Vergabe für die Aktivitäten des Unternehmens in 
Thüringen. Bei bereits laufenden Projekten soll „das 
Bemühen erkennbar sein, den Vorgaben der Leitlinien 
für „Faire Windenergie“ bestmöglich nachzukommen 
und diese einzubinden“ (Thüringer Ministerium für 
Umwelt, Energie und Naturschutz 2016, Anlage 2). 
Das Siegel gilt nicht ausschließlich für ein spezifisches 
Projekt. 

Die fünf Leitlinien lauten:

1. Beteiligung aller Interessengruppen im Umfeld eines 
Windparks während der gesamten Projektierungsphase

2. Sicherstellung eines transparenten Umgangs mit pro-
jektrelevanten Informationen vor Ort, Bereitstellung von
Unterstützungs- und Aufklärungsangeboten

Bundesländer als Motor einer bürgernahen Energiewende?

29 Die ThEGA befindet sich als landeseigene Gesellschaft gegenüber dem Thüringer Ministerium für Umwelt, 
   Energie und Naturschutz in einem Auftragsverhältnis. 
30 Damit sind Bürger, Kommunen und lokale Unternehmen gemeint. Eine nähere, zum Beispiel geografische 
   Eingrenzung der „Betroffenen“ im Fünf-Kilometer-Umkreis wie in Mecklenburg-Vorpommern wird  
   nicht getroffen.   
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Einer oder mehreren regionalen Banken muss an-
geboten werden, sich selbst am Windpark finanziell 
zu beteiligen oder ein indirektes Beteiligungspro-
dukt (zum Beispiel Sparbrief) für Bürger aufzule-
gen. Ebenso muss einem oder mehreren regionalen 
Energieversorgern eine finanzielle Beteiligung oder 
alternativ die Entwicklung eines Stromprodukts für 
lokale Bürger angeboten werden.

Zu 5.) Entwicklung einer direkten finanziellen Beteili-
gungsmöglichkeit für Thüringer Bürger, Unternehmen 
und Kommunen

Zuletzt ist auch das Angebot einer direkten finanziel-
len Beteiligung mit niedrigen Einstiegssummen (zum 
Beispiel 1.000 Euro) spätestens zum Zeitpunkt der 
Baureife, sprich nach Erhalt aller Genehmigungen, zu 
unterbreiten. Die Form der Bekanntmachung eines 
Beteiligungsangebots sollte mit der Gemeinde vor 
Ort erarbeitet werden. 

Maßgeblich für die Vergabe des Siegels ist, ob der An-
tragsteller zusichert, die Leitlinien bestmöglich ein-
zuhalten. Hier ist von einem Ermessensspielraum bei 
der Vergabe durch die ThEGA auszugehen. Der ge-
wünschte Effekt ist, dass Bürger, Kommunen und vor 
allem Flächeneigentümer anhand des Siegels gewisse 
Verhaltensstandards entsprechend den Leitlinien er-
warten können. Der Anreiz für Unternehmen besteht 
darin, sich durch das Zertifikat positiv gegenüber 
Wettbewerbern hinsichtlich Transparenz, Mitspra-
chemöglichkeiten und glaubwürdigen Beteiligungs-
angeboten abzuheben. Ein Rechtsanspruch seitens 
der Bürger oder Kommunen entsteht aufgrund der 
Freiwilligkeit und ausschließlichen Vereinbarung 
zwischen Unternehmen und ThEGA voraussichtlich 
nicht. 

3.3 Welche Bedeutung haben die  
Ansätze für Beteiligungspraxis,  
Akzeptanz und lokale Wertschöpfung?

Mit ihren jeweiligen Ansätzen betreten beide Bun-
desländer Neuland. Welche Auswirkungen sind in 
der Praxis zu erwarten, insbesondere hinsichtlich 
der Beteiligungspraxis und den angestrebten politi-
schen Zielen? Zunächst wird die Ausgangslage, das 
heißt die bestehende Beteiligungspraxis, in beiden 
Ländern skizziert, um neue Beteiligungsmöglich-

3. Faire Teilhabe aller Betroffenen und Anwohner, auch 
der nicht unmittelbar profitierenden Flächeneigentümer

4. Einbeziehung der regionalen Energieversorger und 
Kreditinstitute

5. Entwicklung einer direkten finanziellen Beteiligungs-
möglichkeit für Thüringer Bürger, Unternehmen und 
Kommunen

Bei der vertraglichen Ausgestaltung der Siegelverga-
be zwischen dem Projektierungsunternehmen und 
der ThEGA werden die Kriterien der jeweiligen Leit-
linien, insbesondere 2 bis 5, für ein spezifisches Pro-
jekt näher definiert und ausdifferenziert. 

Zu 2.) Sicherstellung eines transparenten Umgangs mit 
projektrelevanten Informationen vor Ort, Bereitstellung 
von Unterstützungs- und Aufklärungsangeboten

Die Leitlinie richtet sich an Flächeneigentümer und 
lokale Bürger. Der Vorhabenträger muss Flächen-
besitzern Nutzungsverträge mit einer fairen Kündi-
gungsoption anbieten. Zudem sollen „Sorgen, Fragen 
und Bedenken“ einzelner Bürger permanent einbezo-
gen werden, indem verschiedene Formate der Infor-
mation und des Dialogs (Veranstaltungen, mediale 
Aufklärung, Visualisierung von Planung etc.) genutzt 
werden.

Zu 3.) Faire Teilhabe aller Betroffenen und Anwohner, 
auch der nicht unmittelbar profitierenden Flächeneigen-
tümer

Mindestens zwei der drei folgenden Teilhabemög-
lichkeiten müssen angeboten werden: a.) Flächen-
pool-modelle oder Unterpachtmodelle durch die be-
troffenen Gemeinden, b.) Gemeinwohlzuwendungen 
für soziale Projekte und c.) der Nachweis, ob die Be-
treibersitzgemeinde einer Gewerbesteuerzerlegung 
(mindestens 90  %) zugunsten der Standortgemeinde 
zustimmt beziehungsweise diese ablehnt oder dass 
garantierte Gewerbesteuerzahlungen so früh wie 
möglich erfolgen (zum Beispiel ab dem zweiten Be-
triebsjahr). Vorhabenträger müssen nachweisen, zwei 
der drei Optionen angestrebt zu haben.

Zu 4.) Einbeziehung der regionalen Energieversorger 
und Kreditinstitute
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keiten zu charakterisieren. In einem zweiten Schritt 
werden die gemeinsamen politischen Zielstellungen, 
welche mit den Maßnahmen Beteiligungsgesetz und 
Leitlinien „Faire Windenergie“ verbunden sind, dis-
kutiert. Gemeinsam ist beiden Ansätzen, dass sie 
darauf abzielen, Akzeptanz und lokale Wertschöp-
fung bei betroffenen Anwohnern zu steigern und 
Beteiligungsmöglichkeiten für Bürger und Gemein-
den an Windenergieanlagen zu schaffen. Damit soll 
schließlich sichergestellt werden, dass die jeweili-
gen landeseigenen Ausbauziele erreicht werden. Da 
die Umsetzung konkreter Projekte im Rahmen der 
Maßnahmen in beiden Bundesländern erst kürzlich 
begonnen hat (Stand: 12/2016), liegen für eine ab-
schließende Wirkungsanalyse noch nicht genügend 
empirische Erkenntnisse vor. Aufbauend auf dem 
in Kapitel 2 entwickelten Beteiligungsverständnis 
wird daher reflektiert, inwiefern die Erwartungen an 
die politischen Ziele begründet sind. Im Sinne einer 
Policy-Analyse orientiert sich die Diskussion an den 
Kriterien der Effektivität, also an der Wirksamkeit 
der Zielerreichung, unter Berücksichtigung von Fair-
ness und Effizienzaspekten (vgl. Renn u. a. 2014, 7; 
2015, 8).31

3.3.1 Ausgangslage:  
wenig Beteiligung bei Wind und 
abfließende Wertschöpfung

Im Gegensatz zu anderen windreichen Bundeslän-
dern im Norden, allen voran Schleswig-Holstein 
und Niedersachsen, hatten Bürger in Mecklenburg-
Vorpommern und Thüringen bis dato kaum direk-
ten Anteil an der Realisierung und dem Betrieb von 

Windparks. Es gibt nur wenige Bürgerwindparks, 
und wenn es zur Beteiligung kommt, überwiegen 
top-down initiierte indirekte Beteiligungsmodelle. 
Diese zugrunde gelegte Beobachtung bedarf zu-
nächst weiterer Fundierung. So ist 2016 die erste 
genossenschaftlich betriebene Windenergieanlage 
des Landes in Mecklenburg-Vorpommern in Betrieb 
gegangen (Ministerium für Energie, Infrastrukur 
und Landesentwicklung Mecklenburg-Vorpommern 
2016). Trotz hoher Ausbauraten wurde im Land le-
diglich eine Handvoll Windparks als Bürgerwind-
parks umgesetzt und betrieben (Borchert 2015). Der 
Großteil der Windenergieanlagen befindet sich in der 
Hand von professionellen Investoren und Projektie-
rern. Vertreter der Windbranche sprechen von einem 
„Nachholbedarf“ bei überwiegend von Bürgern initi-
ierten Windparks im Vergleich zu den anderen nörd-
lichen Bundesländern (Bundesverband WindEnergie 
e. V. (BWE) Landesverband Mecklenburg-Vorpom-
mern/WindEnergy Network e.V. 2015, 5). Gleichzei-
tig werden Beispiele für indirekte Beteiligungsfor-
men genannt, die Anwohnern und Gemeinden von 
Vorhabenträgern angeboten werden: Dazu gehören 
direkte Beteiligungen an Projektgesellschaften und 
Sponsoringmodelle, beispielsweise durch finanzielle 
Unterstützung öffentlicher Einrichtungen wie Sport-
stätten in Standortkommunen (ibid., 6). Eine nähere 
statistische Auswertung der Anzahl oder des Anteils 
dieser Beteiligungsformen ist nicht verfügbar. Zum 
Vergleich wurden im Photovoltaik- und Biogasbe-
reich bis 2014 insgesamt 16 Energiegenossenschaften 
und „Bioenergiedörfer“ gegründet. Im Bundesver-
gleich belegt das Land damit einen der hinteren Plät-
ze (Agentur für Erneuerbare Energien 2014).

Bundesländer als Motor einer bürgernahen Energiewende?

31 Renn et al. 2014; 2015 schlagen Effektivität verstanden als Wirksamkeit einer Maßnahme, Effizienz hinsichtlich 
  der eingesetzten Ressourcen und Fairness im Sinne sozialer Gerechtigkeit als grundlegende Prüfkriterien zur  
  Bewertung von Beteiligungsverfahren an der Planung und Umsetzung an konkreter Energiewendemaßnahmen   
  vor.   
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Abbildung 6:  
Beteiligungsmodelle  
in Mecklenburg- 
Vorpommern

Quelle: Eigene 
Darstellung basierend 
auf Borchert (2015)

Abbildung 7: Betei-
ligungsmodelle in 
Thüringen

Quelle: Eigene 
Darstellung basierend 
auf Thüringer Energie- 
und Greentech-Agentur 
(2014)
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Das Bundesland Thüringen konnte hingegen bis 2013 
eine starke Wachstumsdynamik bei Bürgerkraft-
werken, insbesondere im Solarbereich verzeichnen. 
So wurden zwischen 2008 und 2013 insgesamt 37 
Energiegenossenschaften gegründet; die Hälfte da-
von alleine zwischen 2012 und 2013 (Thüringer Ener-
gie- und Greentech-Agentur 2014, 24 ff.). Insgesamt 
sind rund 50 (Stand: 2014) bürgerschaftlich organi-
sierte Gruppen in verschiedenen Rechtsformen im 
Energiebereich aktiv. Der Schwerpunkt liegt in der 
Strom- und Wärmeerzeugung aus Solarenergie und 
Biomasse (ibid.). Zudem wurde 2013 das Netzwerk 
BürgerEnergie Thüringen e. V. (BETh) als Zusam-
menschluss und Dachverband bestehender Energie-
genossenschaften gegründet.32 Trotz dieser jüngsten 
Entwicklungen wurde ebenso wie in Mecklenburg-
Vorpommern insgesamt ein Großteil der Windräder 
ohne maßgebliche Beteiligung der Bürger realisiert. 
Obwohl auch hier keine statistischen Auswertungen 
vorliegen, spricht die ThEGA von einem einzigen 
bisher realisierten Bürgerwindpark beziehungsweise 
0,8  % der gebauten Windräder wurden als Bürger-
windparks realisiert und betrieben.33

Strukturelle Hindernisse erschweren  
Bürgerwindparks

Ob und wie sich direkte Bürgerbeteiligungsmodelle 
und Bürgerwindparks im Windenergiebereich ent-
wickeln können, hängt insbesondere von risikomini-
mierenden Förderbedingungen, der Komplexität und 
den Anforderungen der Technologie und Planungs-
verfahren sowie dem Zugang zu Windeignungsflä-
chen und der Unterstützung durch lokale Akteure 
ab. Regionale Unterschiede bei der Entwicklung 
von direkten Beteiligungsmodellen sind aufgrund 
von bundesweit einheitlichen Förderbedingungen 
auf regionale Faktoren zurückzuführen (Bauwens 
u. a. 2016). Als Hindernisse für das Engagement der 
Bürger können in beiden Bundesländern ähnliche 

Gründe vermutet werden. Erstens sind die Einkom-
mens- und Vermögensverhältnisse niedriger als im 
Bundesdurchschnitt. Im Jahr 2013 wies Mecklen-
burg-Vorpommern mit durchschnittlich 16.874 Euro 
verfügbarem Einkommen je Einwohner den niedrigs-
ten Wert im Bundesvergleich auf (Statistische Ämter 
des Bundes und der Länder 2014). Die verfügbaren 
Einkommen und Vermögen in Thüringen sind zwar 
leicht höher als in Mecklenburg-Vorpommern, im 
Vergleich zum Bundesdurchschnitt jedoch geringer 
(ibid.). Zwar deuten die vorhandenen Bürgerener-
giegesellschaften in beiden Ländern darauf hin, dass 
durchaus Kapital und Interesse an direkten Beteili-
gungen in der Bevölkerung vorhanden sind. Zu be-
achten bleibt jedoch, dass die meisten dieser direkten 
Beteiligungen kleinere PV-Projekte mit geringen Ein-
stiegs- und Beteiligungssummen beziehungsweise 
geringerer Komplexität im Vergleich zu Vorhaben im 
Windbereich betreffen.

Zweitens hat sich in den meisten neuen Bundeslän-
dern keine „Tradition“ der Bürgerwindparks, wie 
zum Beispiel in Schleswig-Holstein oder anderen 
Bundesgebieten, entwickelt. Eine Vielzahl dieser Be-
teiligungsmodelle ist in den 1990er-Jahren entstan-
den; sprich zu einem Zeitpunkt, als die notwendigen 
Investitionssummen und die genehmigungsrechtli-
che Komplexität, Windenergieanlagen zu errichten, 
deutlich geringer war als heute. Entsprechende lo-
kale Akteurs-, Unterstützungs- und Wissensnetz-
werke haben sich weniger stark entwickelt. Aber 
auch eine mögliche Skepsis der Bevölkerung in den 
neuen Bundesländern gegenüber gemeinschaftlicher 
Unternehmen aufgrund staatlich kontrollierter Ge-
nossenschaften zu Zeiten der DDR und die daraus re-
sultierende geringere Bereitschaft, sich mit eigenem 
Kapital an gemeinschaftlich oder genossenschaftlich 
betriebenen Wirtschaftsunternehmen zu beteiligen, 
können Hindernisse für direkte Beteiligungsformen 
darstellen (Bauwens u. a. 2016). 

Bundesländer als Motor einer bürgernahen Energiewende?
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32 http://www.buergerenergie-thueringen.de/, letzter Zugriff 03.05.2016.
33 Die ThEGA bezieht sich auf das Beispiel „EPE GmbH / Co., Bürgerwindpark Roter Berg KG“ als einzigen 
   Bürgerwindpark, der sich mehrheitlich in der Hand der lokalen Bürger befindet. Siehe auch  
   http://www.thega.de/de/bereiche/initiative-buergerkraftwerke/best-practice/buergerwindpark-roter-berg-kg/, 
   letzter Zugriff 22.08.2016. Ein weiteres Beispiel ist der Windpark Eckolstädt, bei dem Bürger indirekt über  
   die Genossenschaft „Energie in Bürgerhand Weimar eG“ beteiligt sind http://eibw.de/ projekte, letzter Zugriff 
   22.08.2016. Es ist wahrscheinlich, dass weitere – insbesondere indirekte – Beteiligungsmodelle im Bundesland  
   verbreitet sind. Diese sind nicht zentral erfasst und nicht eigens für diese Studie erhoben worden. 
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ringer Energie- und Greentech-Agentur 2016, 8 ff.). 
Kommunen und Flächeneigentümer haben zwar 
teilweise Einnahmen aus Pacht und Gewerbesteu-
er, nicht jedoch aus Betriebsgewinnen (Thüringer 
Ministerium für Umwelt, Energie und Naturschutz 
2016).35 

Ähnlich sind in Mecklenburg-Vorpommern viele 
Windenergieanlagen von Unternehmen mit Sitz au-
ßerhalb des Bundeslandes realisiert worden, und die 
Betreibergesellschaften haben tendenziell keinen 
Sitz in den Standortgemeinden (Interview 3). Theo- 
retisch verbleiben so immer noch in der Regel 70 % 
der Gewerbesteuereinnahmen in der Standortge-
meinde und 30 % fließen an die Gemeinde mit Sitz der 
Betreibergesellschaft. In der Praxis kommen jedoch 
regelmäßig Modelle der Steueroptimierung zum Ein-
satz, welche die Gewerbesteuerzahlungen durch Ab-
schreibungen erheblich reduzieren können.36 Im Er-
gebnis gehen viele Standortgemeinden leer aus. Laut 
einer Umfrage des Städte- und Gemeindebundes in 
Mecklenburg-Vorpommern haben nur diejenigen 
Gemeinden definierte und kalkulierbare Gewerbe-
steuereinnahmen, die eine Aufteilung der Gewerbe-
steuer mit der Sitzgemeinde eines Unternehmens ge-
troffen haben (Landtag Mecklenburg-Vorpommern 
2016a, 88). 

Zusammenfassend kann die Einschätzung fundiert 
werden, dass in beiden Bundesländern WEA über-
wiegend durch Projektierungsunternehmen und 
professionelle Investoren realisiert und betrieben 
werden. Bürgern werden zwar mitunter Angebote 
unterbreitet, sich direkt oder indirekt zu beteiligen. 
Bürgerwindparks sind im Bundesvergleich aufgrund 
der spezifischen Hindernisse jedoch kaum entstan-
den. Damit gehen niedrige Wertschöpfungseffekte 
vor Ort einher. 

Nach Expertenmeinung erschwert zudem die histo-
risch gewachsene Flächenbesitzverhältnisse die Mit-
wirkung von Bürgern. Oftmals befinden sich Flächen, 
die für den Betrieb von WEA gepachtet werden, nicht 
in der Hand der lokalen Landwirte, Anwohner oder 
Gemeinden (Interviews 1 – 3, 5). Dieser Umstand wird 
durch die Privatisierung ehemals volkseigener land- 
und forstwirtschaftlicher Flächen in den ostdeut-
schen Ländern durch die Bodenverwertungs- und 
-verwaltungs GmbH (BVVG)34 verstärkt. Diese ver-
steigert Flächen in ausgewiesenen Windeignungsge-
bieten meistbietend, sodass finanzstarke Investoren 
Wettbewerbsvorteile bei der Flächenakquise haben 
(Interview 5). So geht erstens eine wichtige Steue-
rungsfunktion verloren, da die Beteiligung von Bür-
gern an Windenergieanlagen oft von und mit loka-
len Flächenbesitzern und Kommunen initiiert wird. 
Zweitens fließen Pachteinnahmen teilweise an Eigen-
tümer ab, die nicht vor Ort angesiedelt sind (Sander 
2016). Letztlich gestaltete sich bisher auch die indi-
rekte wirtschaftliche Beteiligung der Bürger über 
eine Beteiligung der Kommunen im Bundesvergleich 
schwierig; Hindernisse für kommunale Windparks 
sind eine geringe kommunale Anteilseignerschaft 
an lokalen Flächen, kommunalrechtliche Belange so-
wie geringe fachliche Kompetenzen und Ressourcen 
(Energie-Umwelt-Beratung e. V. 2012; Kirschey 2016).

Abfließende Wertschöpfung 

Ein Effekt, der mit der geringen Anzahl an Bürger- 
und Kommunalbeteiligung am Betrieb von Wind-
energieanlagen in beiden Bundesländern einhergeht, 
ist die niedrige lokale Wertschöpfung durch Wind-
energieanlagen. Die ThEGA beziffert den Anteil der 
„Investoren“ an Thüringer Windparks, die nicht aus 
dem Bundesland kommen, auf 90 %. Entsprechend 
verbleibt nur ein Anteil von 20 % der maximal mög-
lichen lokalen Wertschöpfung in Thüringen (Thü-

34 Die Bodenverwertungs- und -verwaltungs GmbH (BVVG) privatisiert im Auftrag des Bundes ehemals 
   volkseigene land- und forstwirtschaftliche Flächen in ostdeutschen Ländern.
35 Weiterführende Begründungen oder Quellen werden nicht angeführt. Es wird auf die Berechnungsmethode 
   lokaler Wertschöpfung für Modellkommunen des Instituts für Ökologische Wirtschaftsforschung (IÖW)  
   verwiesen. 
36 Nach geltendem Recht entsteht die Steuerpflicht erst ab Inbetriebnahme einer Anlage und orientiert sich am
   Sachanlagevermögen. Problematisch für Standortgemeinden ist, dass Windenergieanlagen in den ersten Jahren 
   wenig oder keine Gewinne abwerfen und sich der Wert des Sachanlagevermögens mit der Zeit reduziert.  
   Entsprechend geringer fallen mögliche Steuereinnahmen aus. Für Details siehe Bovet/Lienhoop 2015.



3.3.2 Bedeutung für Beteiligungs-
möglichkeiten der Bürger und  
Gemeinden

Eröffnen sich den Bürgern neue Beteiligungsmög-
lichkeiten auf Basis des Beteiligungsgesetzes-MV 
und der Leitlinien-TH? Wie sind diese zu charak-
terisieren? Zunächst das Beteiligungsgesetz: Es bil-
det verschiedene Modelle direkter und indirekter 
wirtschaftlicher Beteiligung ab, die in der Praxis bei 
Windenergieprojekten in Deutschland bereits viel-
fach umgesetzt wurden. Die Adressaten sind aus-
schließlich Bürger und Gemeinden um neue Wind-
energieanlagen. Die Innovation des Gesetzes liegt 
entsprechend nicht in neuen Beteiligungsmodellen, 
sondern darin, dass erstmalig Beteiligungsmodel-
le rechtlich abstrakt definiert und vorgeschrieben 
werden. Aufgrund des späten Beteiligungszeitpunk-
tes – laut Gesetz frühestens zwei Monate vor Inbe-
triebnahme – und der vorgeschriebenen Beteiligung 
von mindestens 20 % ist die Mitwirkung der Bürger 
darauf beschränkt, ob und welches Angebot sie an-
nehmen möchten. Der Weg A entspricht einer gesell-
schaftsrechtlichen Beteiligung am Eigenkapital einer 
eigens gegründeten Projektgesellschaft. Bürger und 
Gemeinden profitieren mit der Beteiligung als Mitei-
gentümer an der Rendite, tragen aber auch ein unter-
nehmerisches Risiko für die Höhe ihrer Einlage. Wird 
den Bürgern im Rahmen des Weg B ein Sparprodukt 
angeboten, so stellt das eine indirekte Beteiligung an 
der Rendite in Form von Zinsen dar. In beiden Fällen 
muss eigenes Kapital eingebracht werden. Entschei-
den sich der Projektierer und die Gemeinde für die 
jährliche Ausgleichsabgabe, können Bürger indirekt 
über höhere Einnahmen ihrer Gemeinde profitie-
ren.37 Zuletzt sind auch Angebote für weitere freiwil-
lige Modelle (zum Beispiel Stromprodukte) denkbar, 
sofern sich Bürger dafür entscheiden. 

Im Vergleich zielen die Leitlinien TH darauf ab, 
Bürger, Kommunen, Flächeneigentümer und lokale 
Unternehmen stärker an der Finanzierung, den Er-
trägen und der Planung von Windenergieanlagen 
zu beteiligen, und haben damit einen weiteren Ad-
ressaten- und Wirkungskreis. Obwohl keine festen 
Vorgaben zu Beteiligungsmodellen veröffentlicht 
werden, definieren die Leitlinien gewisse Mindestan-
forderungen. Während die ersten beiden Leitlinien 
zunächst informelle Beteiligungsangebote mit einem 
Fokus auf Information und Transparenz darlegen, 
definieren die Leitlinien 3 bis 5 Anforderungen für 
wirtschaftliche Beteiligungsangebote. Laut Leitlinie 
3 sollen Pachteinnahmen an lokale Anwohner, alle 
Flächeneigentümer in einem Windeignungsgebiet 
und an Gemeinden umverteilt werden. Dies soll ent-
weder über Poolmodelle, direkte Gemeinwohlzu-
wendungen oder verbindliche Vereinbarungen über 
Gewerbesteuerzahlungen erfolgen. 

Eine „direkte Beteiligungsmöglichkeit für Thüringer 
Bürger und Unternehmen“ wird nach Leitlinie 5 ge-
fordert. Darunter fallen alle etablierten Modelle, in 
denen Bürger eigenes Kapital einbringen, wie zum 
Beispiel gesellschaftsrechtliche Beteiligung, Sparpro-
dukte etc. Der Vorhabenträger muss mindestens eine 
öffentliches Willensbekundungsverfahren38 über ein 
Beteiligungsangebot an potenzielle Interessenten, 
das heißt in der Regel Bürger, Gemeinden und Unter-
nehmen der Standortkommune, einleiten.39 Zuletzt 
soll auch regionalen Energieversorgern oder Banken 
im Rahmen der Leitlinie 4 angeboten werden, sich an 
der Finanzierung eines Projekts zu beteiligen oder 
Angebote für ihre Kunden aufzulegen (Sparprodukt 
oder Bürgerstromprodukt). 
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37 Die Einnahmen aus der Ausgleichsabgabe sind zweckgebunden an: „[...] die Aufwertung von Ortsbild und 
   ortsgebundener Infrastruktur, Optimierung der Energiekosten oder des Energieverbrauchs der Gemeinde oder  
   der Einwohner, Information über die Windenergie und deren Erzeugung oder Förderung kommunaler  
   Veranstaltungen oder Einrichtungen, die der Kultur, Bildung oder Freizeit oder unternehmerischer Tätigkeiten in   
   der Gemeinde dienen, soweit für die Einwohner jeweils ein ausreichender Bezug zu den aus der Windenergieer- 
   zeugung generierten Geldmitteln erkennbar ist“ (§ 11). 
38 Ein Willensbekundungsverfahren ist einem offiziellen Angebot vorgeschaltet. Es entspricht im weitesten Sinne 
   einem unverbindlichen Angebot. 
39 Theoretisch können alle Bürger, Gemeinden und Unternehmen aus Thüringen zum Adressatenkreis hinzugezählt 
   werden. Persönliche Kommunikation Servicestelle Windenergie, 05.10.2016.



IASS Working Paper_27

Das Recht auf ein Angebot zur Erlös-
beteiligung und Unterstützung bei der 
Mitwirkung an der Projektrealisierung

Im direkten Vergleich beider Ansätze zeigt sich, dass 
Beteiligungsmöglichkeiten hauptsächlich dadurch 
entstehen sollen, dass Vorhabenträger landesseitig 
verpflichtet werden beziehungsweise sich selbst ver-
pflichten, Bürgern und Kommunen Beteiligungsan-
gebote zu unterbreiten. Im Detail, das heißt in der 
Umsetzung, unterscheiden sich die Ansätze jedoch 
darin, welche Dimension von Beteiligung (siehe Kapi-
tel 2.1) sie adressieren. Das Beteiligungsgesetz kenn-
zeichnet sich durch die Beteiligung der Bürger an den 
Ergebnissen eines Windparks, also die Umverteilung 
der Erlöse an Bürger und Gemeinden. Diese Meck-
lenburger Bürger im Fünf-Kilometer-Umkreis um 
eine neue Windenergieanlage erhalten das Recht, im 
Rahmen des Beteiligungsgesetzes ein Angebot zur 
Erlösbeteiligung zu bekommen. Eine Mitwirkung an 
der Planung oder maßgebliche Mitspracherechte sind 
damit nicht verbunden. 

Betrachtet man die Wirkungsweise des Thüringer 
Ansatzes in seiner Gesamtheit – die Leitlinien und 
deren Umsetzung sowie deren Begleitung durch die 
Servicestelle Windenergie –, stehen sowohl die Um-
verteilung der Erlöse als auch die Beteiligung der Bür-
ger und Gemeinden an der Planung von Projekten im 
Vordergrund. Die Leitlinien (3 – 5) zielen auf eine Um-
verteilung der Erlöse ab. Zudem sind Informations- 
sowie Transparenzmaßnahmen Teil der Leitlinien 1 
und 2. Gleichwohl zeigt sich, dass die Unterstützung 
der Servicestelle Windenergie in der Umsetzung der 
Leitlinien Bürger, insbesondere Flächeneigentümer 
bestärken kann, sich am Verfahren der Projektierung 
aktiv zu beteiligen. Daher kennzeichnet sich dieser 
Ansatz auch über seine Wirkung an der Verfahrens-
dimension. Die Wirkungsdimension beider Ansätze 
ist idealtypisch in Abbildung 8 dargestellt. 

Die Umsetzung der Leitlinien muss im Kontext der 
Unterstützungsleistung der Servicestelle Windener-
gie an der ThEGA betrachtet werden. Sie vergibt 
und kontrolliert das Siegel und nimmt als Informa-
tions- und Beratungsstelle eine intermediäre und 
vermittelnde Rolle zwischen den vier zentralen Ak-
teursgruppen Vorhabenträger, Kommunen, Bürger 
und Flächeneigentümern ein. Dazu gehören Bera-
tungsleistungen über Handlungsmöglichkeiten und 
fachliche Unterstützung für Kommunen, die Unter-
stützung regionaler Dialogveranstaltungen zu spe-
zifischen Projekten, inhaltliche Hilfestellungen für 
lokale Konflikte und die Initiierung und Begleitung 
von Interessengemeinschaften für Flächeneigen-
tümer (Notroff 2016). Im ersten Jahr der Tätigkeit 
wurden so ca. 40 Kommunen zu konkreten Fragen 
hinsichtlich Handlungsmöglichkeiten, zum Beispiel 
rechtlichen Möglichkeiten bei Pachtverträgen oder 
Beteiligungsmodellen in verschiedenen Formaten, 
informiert. Zudem wurden über 50 Bürgeranfragen 
direkt bearbeitet und die Bildung von örtlichen Ei-
gentümerinteressengemeinschaften und Arbeitskrei-
sen für Flächeneigentümer und Bürger unterstützt 
(ibid.). Ein Beispiel aus der Praxis ist die Gemeinde 
Neckeroda. Dort haben sich unter Begleitung der 
ThEGA lokale Flächeneigentümer zusammenge-
schlossen, um gemeinsam einen Projektentwickler 
auszuwählen und eine Lösung zur Umverteilung der 
Pachteinnahmen auch an die lokale Gemeinschaft zu 
finden (Kühnast 2015).40 

40 Das Projekt befindet sich noch in der Umsetzung. Es ist vorgesehen, 5 % der Pachteinnahmen einer lokalen 
   Stiftung zugutekommen zu lassen.  



Einschränkend bleibt festzuhalten, dass die Ansät-
ze letztlich einen Handlungsrahmen vorgeben, der 
Spielräume für die Beteiligungspraxis in einzelnen 
Projekten offen lässt. Im Beteiligungsgesetz sind das 
beispielsweise freiwillige Modelle, die vom Weg A 
oder B abweichen können. Trotz des engen rechtli-
chen Rahmens ist es schwierig abzuschätzen, welche 
Beteiligungsmodelle in den einzelnen Fällen in den 
kommenden Jahren tatsächlich umgesetzt werden. 
Nach Ansicht des Städte- und Gemeindebundes wird 
ein Großteil der Vorhabenträger und Gemeinden 
aufgrund des geringeren Risikos und der geringeren 
Komplexität sowie der damit verbundenen Kosten 
den Weg der Ausgleichsabgabe wählen (Landtag 
Mecklenburg Vorpommern 2016, 55). Seitdem be-
kannt wurde, dass die Landesregierung die Einfüh-
rung eines Beteiligungsgesetzes ernsthaft verfolgt, 
kam es auch zu einer Zunahme von Beteiligungsmo-
dellen.41

Bei den Leitlinien ist die Frage von Bedeutung, wie 
streng sie eingehalten werden, da sie sich nicht aus-
schließlich auf Einzelprojekte, sondern auf Vorha-
benträger als „Faire Partner“ beziehen. Während das 
Beteiligungsgesetz aufgrund hoher Strafen bei Nicht-
einhaltung verbindlich zu Beteiligungsangeboten 
führen wird, ist der Ansatz in Thüringen mit einem 
höheren Maß an Freiwilligkeit verbunden. Der Ent-
zug des Siegels ist die einzige Sanktionsmaßnahme.42 

Bei mittlerweile 39 Siegelpartnern kann man jedoch 
davon ausgehen, dass die meisten Projekte sich nach 
dem Siegelstandard messen lassen müssen. Dies setzt 
in der Praxis jedoch ein hohes Maß an Selbstkontrolle 
und Eigeninitiative aller beteiligten Akteure voraus. 
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41 So hat sich bei einigen Vorhaben ein Modell etabliert, indem jeweils 25 % des Eigenkapitals einer Projektgesell-
  schaft durch ein Projektierungsunternehmen, eine Kommune, einen Energieversorger und eine Genossenschaft  
  gehalten wird. Siehe Kommunalberatungsstelle zur Energiewende Mecklenburg-Vorpommern 2015. 
42 Obwohl harte Sanktionsmechanismen (zum Beispiel finanzielle Strafen) fehlen, muss das nicht bedeuten, dass   
  Effektivität nicht gegeben sein kann. Sozialer Druck und Erwartungshaltungen, dass etwa Flächenbesitzer oder  
  Kommunalvertreter nur noch mit zertifizierten Unternehmen zusammenarbeiten, können durchaus verhaltens- 
  leitende Mechanismen sein. Ein gewisses Maß an Kontrolle wird durch die Gültigkeitsdauer des Siegels von einem  
  Jahr und im Falle einer Prüfung bei Neubeantragung gewährleistet. Die operative Begleitung der Siegelvergabe  
  durch die Servicestelle Windenergie beinhaltet eine regelmäßige Überprüfung durch Auskunftsabfrage zu  
  Projekten. Persönliche Kommunikation Servicestelle-Windenergie, 05.10.2016.

Abbildung 8: Verglei-
chende Einordnung  
der Ansätze mit Blick 
auf Phasen der Wind-
projektierung 

Quelle: Eigene 
Darstellung}Beteiligungsgesetz  

Mecklenburg-Vorpommern

Leitlinien und Servicestelle „Faire Windenergie“ Thüringen

Projektierung:  
Vorprüfung, Planung, Genehmigung

Errichtung Betrieb

Phasen der Windprojektierung
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Ott/Schäfer-Stradowsky (2016) untersuchen aus öko-
nomischer Perspektive, welche der Beteiligungsoptio-
nen Widerstände am effektivsten reduzieren kann.45 

Basierend auf Annahmen der neuen Institutionenöko-
nomik kommen sie zu dem Ergebnis, dass die Eigen-
kapitalbeteiligung (Weg A) komplex, wenig transpa-
rent und für den durchschnittlichen Bürger schwierig 
nach ihrem Investitionsrisiko zu bewerten ist. Mit der 
Reduktion von Widerständen sei am ehesten bei der 
Ausgleichsabgabe für die Gemeinde und dem Spar-
produkt für Bürger (Weg B) zur rechnen, da finanziel-
le Risiken aufgrund klarer und einfach zu bewertender 
Regelungen gering sind (ibid.). Zu einem ähnlichen Er-
gebnis kommen Bovet/Lienhoop (2015). Im Rahmen 
einer Befragung von Fokusgruppen46 lehnt ein Groß-
teil der befragten Bürger die direkte Eigenkapitalbe-
teiligung aufgrund des Risikos, mangelnden Vertrau-
ens gegenüber Vorhabenträgern sowie mangelnder 
Zahlungsfähigkeit eher ab. Tatsächlich äußerten sich 
Mecklenburger Bürger wiederholt in Umfragen po-
sitiv dahin gehend, WEA eher zu akzeptieren, wenn 
ihnen eine finanzielle Beteiligung angeboten wird 
(TNS Emnid 2013, 2015). Aus Ergebnissen dieser Um-
fragen schlussfolgert das Ministerium für Energie, In-
frastruktur und Landesentwicklung, dass Akzeptanz-
probleme für den weiteren Ausbau von Windenergie 
an Land bestehen und diese mitunter durch finanziel-
le Beteiligung zu lösen seien (Ulbrich 2015). Allerdings 
ist anzunehmen, dass zwischen der Befürwortung 
von Beteiligungsmöglichkeiten und der eigenen In-
vestitionsbereitschaft erhebliche Diskrepanzen liegen 
können. In einer bundesweiten repräsentativen Um-
frage kommt es für 70 % der Befragten nicht infrage, 
selbst in einen Windpark zu investieren (Fachagentur 
Windenergie an Land 2015, 9). Zudem lehnen 80 % der 
Befragten in der Region Mecklenburgische Seenplatte 
eine eigene Investition in ein Windvorhaben vor Ort 
eher ab (Hoffmann 2015, 25). Eindeutige evidenzba-
sierte Schlussfolgerungen für Akzeptanz lassen sich 
so nur schwer ziehen. 

3.3.3 Bedeutung für Akzeptanz und 
lokale Wertschöpfung 

Beide Länder verfolgen die Strategie, mit der Schaf-
fung von Beteiligungsmöglichkeiten sowohl die 
Akzeptanz als auch die lokale Wortschöpfung zu 
erhöhen, Widerstände zu verringern und politische 
Ausbauziele für Windenergie einzuhalten. Inwiefern 
mehr Akzeptanz43 und Wertschöpfung tatsächlich 
eintreten, kann abschließend nur anhand empirischer 
Untersuchungen beantwortet werden. Solange diese 
Erfahrungen noch nicht vorliegen, betrachtet und 
diskutiert diese Studie, inwiefern die damit verbun-
denen politischen Zielstellungen begründet sind. Der 
Schwerpunkt liegt auf der Diskussion über die erhoff-
te Akzeptanzwirkung.44 

Finanzieller Nutzen für die  
lokale Gemeinschaft

Aufbauend auf der Charakterisierung der beiden 
Ansätze aus dem vorangegangenen Kapitel, wird 
deutlich, dass das Beteiligungsgesetz eine positive 
Wirkung hinsichtlich der Akzeptanz durch die Um-
verteilung der Erlöse an Anwohner und Gemeinden 
erreichen soll. Nach Renn et al. (2015) sind ein wahr-
genommener Nutzen und die emotionale Identifika-
tion im Sinne der Verteilungsgerechtigkeit wichtige 
Akzeptanzvoraussetzungen. Das Gesetz bietet Bür-
gern verschiedene Möglichkeiten, sich aktiv als Mit-
eigentümer oder Sparer zu beteiligen oder passiv als 
Gemeindemitglied oder Stromkunde am finanziellen 
Nutzen teilzuhaben. Hervorzuheben ist, dass eine Be-
teiligung nicht nur Einzelbürgern, sondern auch den 
Gemeinden angeboten werden muss. Insbesondere 
die Ausgleichsabgabe und Zweckbindung der Maß-
nahmen verhindert, dass sich nur wohlhabende Bür-
ger mit Eigenkapital beteiligen können, und fördert 
eine zielgerichtete Verwendung der Einnahmen zum 
Wohle der lokalen Gemeinschaft. 

43 Gemeint ist hier Akzeptanz im Sinne des passiven Hinnehmens von Veränderungen im Lebensumfeld.  
44 Präzise Aussagen zu Wertschöpfungseffekten erfordern Berechnungen, welche nicht Schwerpunkt dieser 
   Untersuchung sind. Hier sei auf die Berechnungen zu kommunaler Wertschöpfung durch das Institut für  
   Ökologische Wirtschaftsforschung (IÖW) verwiesen. Das IÖW ermittelte in Modellrechnungen für das Land     
   Mecklenburg-Vorpommern hohe kommunale Wertschöpfungspotenziale, wenn die Betreibergesellschaft ihren  
   Sitz in der Standortgemeinde hat oder von dieser selbst betrieben wird und Ortsansässige direkt an den Erlösen  
   der Betreibergesellschaft beteiligt sind. Siehe Bernd Hirschl u. a. 2010.
45 Die Autoren setzen die Reduktion von Widerständen analytisch gleich mit Akzeptanz für Windenergieanlagen. 
   Das Akzeptanzverständnis und angenommene Zusammenhänge zwischen der Umverteilung von Renditen und  
   der Reduktion von Widerständen werden nicht näher erläutert. An die ökonomische Untersuchung schließt sich  
   eine Analyse der rechtlichen Machbarkeit an.  
46 Aufgrund der Methodik sind die Ergebnisse als explorativ zu bewerten. 



Mitwirkungsmöglichkeiten der Bürger und Gemein-
den an der Planung, Realisierung und dem Betrieb 
von Windanlagen werden durch das Beteiligungs-
gesetz nicht geschaffen. Im Sinne der Verfahrensge-
rechtigkeit sind diese jedoch Voraussetzungen für 
Akzeptanz. Obgleich die Rahmenbedingungen an-
ders gelagert sind, bietet der Fall Dänemark weitere 
Einblicke, vor allem in die Bedeutung der Verfahrens- 
und Kontextbedingungen, zwischen Beteiligungs-
gesetzen und lokaler Akzeptanz von Windenergie-
anlagen. Denn in Dänemark wird bereits seit 2009 
das europaweit erste Beteiligungsgesetz bei Wind-
energieanlagen umgesetzt, welches als Blaupause 
für das Beteiligungsgesetz diente. Die Erfahrung aus 
Dänemark zeigt, dass in der Hälfte der Fälle weniger 
als 50 % der angebotenen Anteile verkauft wurden 
(Egelund Olsen 2014).47 Auch deuten erste Fallstudi-
en, welche die lokale Akzeptanzwirkung des dortigen 
Beteiligungsgesetzes empirisch analysieren, darauf 
hin, dass die politisch erhoffte Akzeptanzsteigerung 
nicht eintritt (Borch u. a. 2016). Nach wie vor kommt 
es zu Widerstand gegen Projekte auf lokaler Ebene; in 
der Regel vermehrt dann, wenn nicht lokal ansässige 
Unternehmen ein Projekt initiieren (Egelund Olsen 
2014). 

Frühe Information, Transparenz  
und Prozessbegleitung durch die  
Servicestelle Windenergie

Werden die Leitlinien in Thüringen eingehalten, 
kann man von ähnlichen Akzeptanzvoraussetzun-
gen ausgehen, die mit wirtschaftlichen Beteiligungs-
angeboten aus dem Beteiligungsgesetz entstehen. 
Hervorzuheben sind in Thüringen daher am ehesten 
zwei Aspekte, die Voraussetzungen für die empfun-
dene Verfahrensgerechtigkeit und das Vertrauen zwi-
schen Akteuren fördern können. Zum einen kommen 
die Leitlinien dem Wunsch der Bürger nach früh-
zeitiger Information und Transparenz im gesamten 
Projektverlauf (vgl. Hübner/Hahn 2013; Renn u. a. 

2014) entgegen. Die Leitlinien greifen bereits in einer 
frühen Phase – der Vorprüfungsphase – eines Wind-
projekts und zielen auf frühzeitige Information und 
Transparenz während des gesamten Projektvorha-
bens ab. Zweitens kann die Servicestelle Windener-
gie die Mitwirkungsmöglichkeiten der Bürger und 
Gemeinden fördern, indem sie bei konkreten Fragen 
unterstützt, Kompetenzen stärkt und Prozesse be-
gleitet. Vorerfahrungen mit ähnlichen Ansätzen gibt 
es längst, denn auch die Leitlinien und der Aufbau 
der Servicestelle Windenergie sind einem Vorbild 
nachempfunden: Bereits 2011 hat sich im Landkreis 
Steinfurt (Nordrhein-Westfalen) eine Arbeitsgruppe, 
bestehend aus Bürgermeistern, Vertretern der Land-
wirtschaft, der Stadtwerke und des Amts für Klima-
schutz und Nachhaltigkeit des Kreises Steinfurt, zu-
sammengeschlossen und sich auf „Bürgerwindpark 
Leitlinien“ geeinigt. Diese beinhalten bereits alle 
Elemente der Thüringer Leitlinien, sind jedoch hin-
sichtlich direkter Beteiligungsmöglichkeiten enger 
gefasst.48 Im Jahr 2012 wurde dort die erste Service-
stelle Windenergie in Deutschland aufgebaut. Obwohl 
die Leitlinien unverbindlichen Charakter haben, 
wurden im Landkreis Steinfurt sämtliche Windener-
gieprojekte – sechs Windprojekte mit insgesamt 33 
WEA (Schröder 2014) – entsprechend den Leitlinien 
als Bürgerwindparks umgesetzt. Die dortige Servi-
cestelle Windenergie konnte nach eigenen Aussagen 
erfolgreiche Mediations- und Schlichtungsverfahren 
organisieren und Windprojekte aktiv mit Vernet-
zungsangeboten, bei Informationsveranstaltungen 
und als Ansprechpartner für alle Akteure vor Ort 
begleiten (ibid.). Nach Aussagen verschiedener Kom-
munen im Kreis Steinfurt treten Widerstände gegen 
neue Anlagen nunmehr seltener auf (Institut für an-
gewandtes Stoffstrommanagement 2015, 165). 

Zuletzt bleibt mit Blick auf die erhoffte Verwirkli-
chung politischer Ziele zu beachten, dass Konflikte 
um Windenergie in beiden Bundesländern stark 
regional geprägt und vielschichtig sind. Zwar ist die 
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47 Zusätzliche eigene Erhebung basierend auf www.energinet.dk (Vindmølleprojektoversigt), letzter Zugriff   
  02.06.2016  
48 Unter anderem mit dem Leitsatz, dass Bürger vor Ort mindestens 25 % des Eigenkapitals eines Windparks 
   halten müssen. Siehe https://www.kreissteinfurt.de/kv_steinfurt/Kreisverwaltung/%C3%84mter/
   Amt%20f%C3%BCr%20Klimaschutz%20und%20Nachhaltigkeit/Erneuerbare%20Energien/Windenergie/
   Windenergie%20im%20Kreis%20Steinfurt/, letzter Zugriff 25.08.2016. 
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Rollenkonflikte bei Beteiligung  
durch Vorhabenträger

Beide Ansätze adressieren konkrete und lokale Prob-
lemstellungen, die sich in der Entstehungsgeschichte 
und Ausgestaltung widerspiegeln. Ob vor dem Hin-
tergrund der komplexen Konfliktlage die Ansätze 
dazu beitragen, dass mehr Anlagen vor Ort hinge-
nommen werden, bleibt schwierig abzuschätzen. Die 
Erfahrungen mit dem Beteiligungsgesetz in Däne-
mark weisen auf eine grundsätzliche Problematik hin, 
wenn die Verantwortung für Bürgerbeteiligung zu-
nehmend in Richtung Vorhabenträger verlagert wird. 
Auch nach Richter u. a. (2016) besteht mit Verweis auf 
Bürgerbeteiligung bei Netzausbaumaßnahmen die 
Gefahr, dass Beteiligung zum bloßen Durchsetzungs-
instrument wird und ihre erhoffte Konfliktlösungs-
kapazität beziehungsweise ihre erhoffte Fähigkeit als 
Mittel zur Akzeptanzgewinnung einbüßt, wenn sie 
bei Vorhabenträgern institutionalisiert wird.49 Denn 
es besteht ein grundsätzliches Spannungsverhältnis 
zwischen dem Interesse eines Vorhabenträgers, Pro-
jekte wirtschaftlich umzusetzen und gleichzeitig po-
litisch gewollten Beteiligungsmöglichkeiten nachzu-
kommen. Letztere können in der Praxis überfordert 
werden, wenn sie Rollen einnehmen, die ihren Inte-
ressen oder Fähigkeiten nicht gerecht werden. Auch 
müssen sich Bürger auf Beteiligungsangebote von 
Unternehmen einlassen, die häufig nicht als neutrale 
Akteure wahrgenommen werden – v. a. wenn es sich 
um nicht lokal verwurzelte oder überregional tätige 
Unternehmen handelt (vgl. Aitken 2010; Ohlhorst/
Schön 2010; Sonnberger/Ruddat 2016). Hier scheint 
es ratsam, dass zum Wohle aller Beteiligten, auch der 
Vorhabenträger, die Verantwortung zur Umsetzung 
und Kontrolle von Beteiligung seitens des Landes 
wahrgenommen wird; so wie es beispielsweise in Tei-
len mit der Servicestelle Windenergie angedacht ist.  

Steigerung lokaler Wertschöpfung ein Kernanliegen 
beider Ansätze, da die geringe Gewinnbeteiligung 
an Windenergieanlagen vor Ort zu Spannungen ge-
führt hat. So ging in Mecklenburg-Vorpommern er-
heblicher politischer Druck von kommunaler Ebene 
aus, indem die Landesregierung bereits 2013 aufge-
fordert wurde, Bürger- und Kommunalbeteiligungen 
verpflichtend zu machen (Planungsverband Meck-
lenburgische Seenplatte 2013). Allerdings stellt der 
Petitionsausschuss des Landtags Mecklenburg-Vor-
pommern in seinem Tätigkeitsbericht 2015 grund-
sätzlich fest: „[…] insgesamt unterstreiche [die Zahl der 
Petitionen] die derzeitige Diskussion im Land zu der 
Frage, ob weitere Windenergieanlagen in Mecklenburg-
Vorpommern noch vertretbar sind“ (Landtag Mecklen-
burg-Vorpommern 2015, 40). Das heißt, die Entschei-
dung selbst weitere Windenergieanlagen auszubauen 
steht offensichtlich bei Teilen der Bevölkerung – einer 
Minderheit – in Frage. 

Auch in Thüringen treten die Konflikte um Wind-
energie grundsätzlich und im Zuge der Ausweisung 
von Windeignungsgebieten auf. Im Jahr 2014 wurden 
jeweils die Regionalpläne Mittel- und Ostthüringen 
nach Klagen außer Kraft gesetzt. Zeitgleich hat die 
Landesregierung die Ausweitung der verfügbaren 
Flächen für Windenergie von 0,3 auf 1 % der Landes-
fläche erklärt. Der öffentliche Diskurs wird seitdem 
durch Befürchtungen über einen „Wildwuchs“, sprich 
den unkontrollierten Ausbau von Windenergiean-
lagen, aufgrund von Einschränkungen der regio-
nalplanerischen Steuerung bestimmt (Interview 4). 
Tatsächlich, so nach Angaben der Landesregierung, 
hat die regionalplanerische Situation dazu geführt, 
dass Projektierungsunternehmen in den letzten Jah-
ren zunehmend mit großem Nachdruck bei der Si-
cherung von Potenzialflächen auftreten (Gude 2015). 
Dies, so kann angenommen werden, hat zu einer all-
gemeinen Verunsicherung der Bevölkerung bei Fra-
gen um die Windenergie geführt. 

49 Das Spannungsverhältnis ist bei den hier untersuchten wirtschaftlichen Beteiligungsformen anders gelagert als 
   bei Beteiligungsprozessen, die Entscheidung über die Ausgestaltung von Trassenausbaumaßnahmen herbei-    
   führen sollen. Denn es geht hier auch um eine Umverteilung der Einnahmen, und nicht  ausschließlich darum ob     
   oder wie ein Projekt stattfindet.
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und Verfahren von Windenergievorhaben zu unter-
stützen, lassen sich anhand ausgewählter Beispiele 
in zwei grobe Kategorien einordnen: (a) regulative, 
planerische und ökonomische Maßnahmen und (b) Infor-
mations- und Kommunikationsmaßnahmen, Vernetzung 
und Wissensvermittlung.51 

a. Regulative, planerische und  
ökonomische Maßnahmen

Regulative Maßnahmen bestehen im Wesentlichen 
aus Ge- und Verboten sowie gesetzlichen und regula-
torischen Vorgaben bei und für Windvorhaben. Pla-
nerische Maßnahmen betreffen vor allem die Raum-
planung von Windenergieanlagen, und ökonomische 
Instrumente sind Fördermittel und Anreize, die auf 
den Wettbewerb sowie auf Angebot und Nachfrage 
wirken. Das Beteiligungsgesetz M-V stellt beispiels-
weise bis dato deutschlandweit die einzige landes-
weite regulative Maßnahme zur wirtschaftlichen 
Bürgerbeteiligung dar, welche auch als Zielstellung 
der Raumordnung im Landesplanungsgesetz veran-
kert ist (siehe auch Kapitel 3). Die Leitlinien für „Faire 
Windenergie“ in Thüringen können auch hier veror-
tet werden, da sie einen landesweiten Handlungsrah-
men mittels einer vertraglichen, wenn auch freiwilli-
gen Selbstverpflichtung setzen. 

Welche Rolle spielen die Maßnahmen aus Mecklen-
burg-Vorpommern und Thüringen über die jeweili-
gen Landesgrenzen hinaus für Bürgerbeteiligung im 
Kontext der Energiewende? Mit den beiden Initiati-
ven stellt sich die Frage, wie die Bundesländer ihren 
Handlungs- und Gestaltungsspielraum zur Unter-
stützung von Bürgerbeteiligung (verstärkt) nutzen. 
Betrachtet man die Arbeitsteilung und Zuständig-
keiten zwischen Bund, Ländern und Kommunen in 
der Energiewendepolitik, so lässt sich die Bedeutung 
der Bundesländer im Spannungsfeld zwischen der 
Gestaltung der politischen Rahmenbedingungen 
und der Umsetzung konkreter Maßnahmen veror-
ten. Deutlich wird dies beim Ausbau erneuerbarer 
Energien. Während die Bundesebene mit dem natio-
nalen Förderregime die Ausbaumenge steuert, üben 
die Bundesländer großen Einfluss auf die räumliche 
Verteilung und planerische Steuerung von Wind-
energieanlagen aus (Brandt u. a. 2015). Grundsätz-
lich teilen alle Flächenländer das Ziel, Windenergie 
weiter auszubauen, und messen der wirtschaftlichen 
Beteiligung von Bürgern und Kommunen eine große 
Bedeutung zu.50 Neben ihrem politischen Spielraum 
im Bundesrat und als direkter Verhandlungspart-
ner der Bundesregierung werden die Bundesländer 
zunehmend gestalterisch tätig. Die konkreten Maß-
nahmen, um Bürgerbeteiligung an den Ergebnissen 

4. Was die Bundesländer 
für Bürgerbeteiligung bei 
Windenergie tun 

50 So haben sich die Bundesländer bei der Reform des EEG im Jahr 2016 im Bundesrat (Deutscher Bundesrat 2016)
   und als direkte Verhandlungspartner der Bundesregierung als zentrale Fürsprecher von Ausnahmeregelungen  
   bei Ausschreibungen für kleine und Bürgerenergieakteure positioniert und klar für die Bürgerbeteiligung  
   ausgesprochen.  
51 Im Folgenden werden Beispiele vorgestellt, die durch die zielgerichtete Unterstützung von Bürgerbeteiligung 
  bei Windenergievorhaben eines oder mehrere Bundesländer gekennzeichnet sind. Die Beispiele haben  
  exemplarischen Charakter, es geht also nicht um eine vollständige Erhebung aller Maßnahmen. 
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Im Unterschied zur privaten Beteiligung von Bürgern 
an Windenergieprojekten sind Kommunen Grenzen 
durch das Kommunalwirtschaftsrecht gesetzt. Ob 
eine Kommune selbst Windräder betreiben darf oder 
nicht, ist in jedem Bundesland unterschiedlich gere-
gelt. Grundsätzlich muss die Schrankentrias beachte-
tet werden, indem Beteiligungen einem öffentlichen 
Zweck (Zweckgebundenheit) dienen, in einem ange-
messenen Verhältnis zu Leistungsfähigkeit und Be-
darf der Gemeinde (Angemessenheit) stehen  müssen 
und die angestrebte Aufgabe besser als oder gleich 
gut wie ein privater Akteur (Subsidiarität) erfüllt 
wird (vgl. Kirschey 2016). Die Bundesländer können 
allerdings durch eine Neugestaltung der Gemeinde-
wirtschaftsordnung kommunale Beteiligungen expli-
zit erleichtern. So hat das Bundesland Schleswig-Hol-
stein die wirtschaftliche Betätigung von Kommunen 
an Windparks durch eine Gesetzesänderung ermög-
licht (siehe bbh 2016).  

b. Informations- und Kommunikations- 
maßnahmen, Vernetzung und  
Wissensvermittlung 

Während Informations- und Kommunikations-
maßnahmen den Einsatz kommunikativer Mittel 
bei Windkraftprojekten beschreiben, zielen Vernet-
zungs- und Wissensvermittlungsangebote auf die 
Kompetenzsteigerung und den direkten Wissens-
austausch zwischen Akteuren ab. Die Servicestelle 
Windenergie dient als Beispiel für verschiedene kom-
munikative Maßnahmen (Broschüren, Bereitstellung 
von Vertragsvorlagen, Bürgersprechstunden, etc.). 
Auch die Länder Hessen und Nordrhein-Westfalen 
sowie Baden-Württemberg gehen neue Wege bei der 
Informationsvermittlung und kommunikativen Maß-
nahmen. Im Rahmen der landesfinanzierten Angebo-
te „Bürgerforum Energieland Hessen“, „WindDialog.
NRW“ und dem „Energiedialog Baden-Württem-
berg“ werden Kommunen durch die Vermittlung von 
professionellen Mediatoren, Beihilfe bei der Orga-
nisation von Dialogveranstaltungen und -formaten 
sowie Kompetenzaufbaumaßnahmen unterstützt. 

Beispiele für ökonomische Maßnahmen finden sich 
im Bundesland Hessen. Dort ist seit Juli 2016 die soge-
nannte „WindEnergieDividende“ in Kraft. Hessische 
Kommunen können für Windenergieanlagen, die auf 
Flächen des Landesbetriebs Hessen-Forst nach dem 
1. Januar 2015 in Betrieb genommen wurden, einen 
Antrag auf Beteiligung in Höhe von 20 % der Pacht-
einnahmen stellen. Dies gilt für Standortkommunen 
und alle Kommunen, deren Gemarkung oder ge-
schlossene Wohnbebauung sich in weniger als einem 
respektive zwei Kilometer Abstand zu einer Anlage 
befindet. Die Mittel können von den Kommunen 
ohne Zweckbindung verwendet werden. Neben der 
„WindEnergieDividende“ können Kommunen mit 
Windenergie über das Förderprogramm „Hessische 
Windenergie für Klimaschutz“ (HeWiK) Fördermit-
tel für Projekte in den Bereichen Klimaschutz und 
Anpassung an den Klimawandel beantragen. Dafür 
steht im Landeshaushalt ein Budget von 1 Mio. Euro 
jährlich zur Verfügung.52 

Vorbild für die „WindEnergiedividende“ Hessen ist 
der seit 2012 bestehende sogenannte „Solidarpakt“ 
zwischen Staatsforst und Kommunen im Bundesland 
Rheinland-Pfalz. In beiden Bundesländern wurden 
bei Bieterverfahren auf Staatforstgebiet für Wind-
energienutzung Kriterien eingeführt, die Angebote 
mit Konzepten zur finanziellen Beteiligung der Bür-
ger am Standort bei der Flächenvergabe berücksichti-
gen.53 Auch Baden-Württemberg plant laut dem neu-
en Koalitionsvertrag der Landesregierung (Bündnis 
90/ Die Grünen/CDU 2016), zukünftig Kommunen 
an Pachteinnahmen aus Windenergienutzung im 
Staatsforst zu beteiligen. Hier gibt es bereits mit der 
Förderrichtlinie „Neue Energie-Bürgerwindparks“ 
der Landesbank Baden-Württemberg ein weiteres 
Unterstützungsangebot. Lokale Initiativen, deren 
Gesellschafterkreis sich mehrheitlich aus Bürgern, 
Grundstückseigentümern und Unternehmern vor 
Ort zusammensetzen, erhalten vergünstigte Darle-
hen für Investitionen. 2015 wurden so sieben Bürger-
windparks mit einer Leistung von 75 MW gefördert 
(L-Bank 2016). 

52 Details siehe unter https://umweltministerium.hessen.de/presse/pressemitteilung/regelungen-zur-
   windenergiedividende-kraft, letzter Zugriff 01.11.2016. 
53 Siehe zum Beispiel unter http://www.hessen-forst.de/service-windenergie-klimaschutz-windkraft-im-
   hessischen-staatswald-4498.html, letzter Zugriff 01.11.2016. Wie stark diese Kriterien bei 
   Vergabeentscheidungen tatsächlich zum Tragen kommen ist nicht veröffentlicht. 
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übernommen hat, deutet darauf hin, dass Bundes-
länder mit ähnlichen Handlungsbedingungen – in  
diesem Fall intensive Windkraftnutzung im Staats-
forst, der einen großen Teil der Landesf läche  
ausmacht – ähnliche Problemlösungsstrategien an-
streben. Die spezifischen Barrieren in M-V und TH 
für den Ausbau der Windenergie mit Beteiligung der 
Bürger sind wiederum charakteristisch für den Nord-
osten Deutschlands. Diese Region ist gekennzeichnet 
von einer hohen Windenergienutzung, weiteren Po-
tenzialen und dünn besiedelten Gegenden. Zukünftig 
kommt ihr eine besondere Bedeutung in der Ener-
giewende als Stromexporteur zu. Bereits heute geht 
der sehr hohe Anteil von 42 % EE am Stromverbrauch 
in dieser Region mit den deutschlandweit höchsten 
Netzentgelten für Stromkunden einher, ohne dass sie 
gleichermaßen in der Breite von den Einnahmen aus 
dem Betrieb von EE-Anlagen profitieren. Vor diesem 
Hintergrund gibt es in den Bundesländern Sachsen-
Anhalt und Brandenburg politische Signale bezie-
hungsweise konkrete Überlegungen, den Beispielen 
aus Mecklenburg-Vorpommern und Thüringen zu 
folgen (Fraktion Die Linke 2016; SPD Landesvor-
stand Brandenburg 2015). Auch die Landesregierung 
in Sachsen wünscht sich zukünftig mehr wirtschaft-
liche Beteiligungsmöglichkeiten an WEA für Bürger 
und Gemeinden (Sächsisches Staatsministerium 
des Inneren und Sächsisches Ministerium für Wirt-
schaft, Arbeit und Verkehr 2015).

So konnten 35 hessische Kommunen seit 2014 die 
begleitende Unterstützung durch Mediations- und 
Dialogverfahren sowie Hilfe bei der Durchführung 
von Informationsveranstaltungen für Bürger bei der 
Planung von Windenergieanlagen in Anspruch neh-
men.54 Insgesamt fällt auf, dass häufig bestehende 
institutionelle Strukturen genutzt werden. Landes-
eigene Energieagenturen können hier eine besondere 
Rolle spielen, da die meisten Flächenländer über sol-
che Einrichtungen verfügen und auf deren Kompe-
tenz zurückgreifen (Dallmann u. a. 2015).

Interessant sind nicht zuletzt landesweite Wissens-
vermittlungs- und Vernetzungsangebote. In den 
Bundesländern Nordrhein-Westfalen, Hessen und 
Rheinland-Pfalz gibt es beispielsweise eine ausge-
prägte Bürgerwindpraxis oder viele bestehende 
Energiegenossenschaften. Darauf aufbauend fördern 
diese Bundesländer die weitere Entwicklung von 
Bürgerwindparks durch Vernetzungsangebote und 
Plattformen zum Wissensaustausch.55

Zusammenfassend zeigen die Beispiele, dass ver-
schiedene Bundesländer ihre Gestaltungsspielräume 
nutzen. Die konkreten Maßnahmen orientieren sich 
dabei stark an den landesspezifischen Bedingungen 
und Herausforderungen, insbesondere daran, ob auf 
bestehende Strukturen aufgebaut werden kann. Dass 
Hessen den „Solidarpakt“ zwischen Staatsforst und 
Kommunen aus dem Bundesland Rheinland-Pfalz 

54 Siehe https://wirtschaft.hessen.de/presse/pressemitteilung/buergerforum-energieland-hessen-kommt-gut, 
   letzter Zugriff 01.11.2016. 
55 So fördern die Landesregierungen Hessen und Rheinland-Pfalz jeweils Landesnetzwerke der „Bürger-
   Energiegenossenschaften“. Die Energieagentur.NRW hat eigens eine „Plattform Bürgerenergie und  
   Energiegenossenschaften“ ins Leben gerufen. 
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sierung einer Windenergieanlage erstrecken. Zudem 
steht mit der Servicestelle Windenergie eine inter-
mediäre Anlaufstelle für Vorhabenträger, Bürger und 
Gemeinden zur Verfügung.

Betrachtet man die Ansätze in ihrer Funktion als 
Akzeptanz- und Wertschöpfungsstrategie, sind Aus-
sagen vor der Umsetzung konkreter Projekte nur ein-
geschränkt möglich. Nach bisherigen wissenschaftli-
chen Erkenntnissen und unter Berücksichtigung der 
bisher eingeschränkten lokalen Wertschöpfung in 
beiden Ländern könnten die Beteiligungsmöglich-
keiten den Anwohnern einen ökonomischen Nutzen 
bringen und das Empfinden einer verbesserten Ver-
teilungsgerechtigkeit stärken. Hervorzuheben ist die 
sogenannte Ausgleichsabgabe aus dem Beteiligungs-
gesetz M-V als jährliche Zahlung an die Standort-
gemeinden, da sie die gesamte lokale Gemeinschaft 
adressiert. Sie ist dabei nicht abhängig von der Zah-
lungsbereitschaft und der Fähigkeit der Bürger und 
Gemeinden. Die Akzeptanzforschung zeigt aber 
auch, dass nicht nur die Verteilungsgerechtigkeit, 
sondern auch die Mitwirkungsmöglichkeiten an Ver-
fahren eine wichtige Voraussetzung darstellen. Tat-
sächliche Wirkungen auf Akzeptanz und Wertschöp-
fung sind empirisch zu überprüfen. Ein begleitendes 
Monitoring und die wissenschaftliche Evaluation 
sind daher empfehlenswert.

Daraus kann die Schlussfolgerung gezogen werden, 
Beteiligungsmöglichkeiten an Verfahren und Ergeb-
nissen eines Vorhabens verstärkt zusammen zu den-
ken. Nur so können die vielfältigen wirtschaftlichen 
und gesellschaftlichen Potenziale genutzt werden, 
ohne dass Bürgerbeteiligung auf ihre vermeintli-
che Akzeptanzfunktion reduziert wird. Gesetzliche 
Vorgaben oder freiwillige Leitlinien zur wirtschaft-
lichen Beteiligung können durch flankierende und 

Die vorliegende Studie hat untersucht, wie die Bun-
desländer Mecklenburg-Vorpommern und Thüringen 
dabei vorgehen, Bürgern und Gemeinden wirtschaft-
liche Beteiligungsmöglichkeiten an Windenergie-
anlagen zu ermöglichen. Aufgrund der spezifischen 
Barrieren in beiden Ländern – im Bundesvergleich 
geringe Einkommens- und Vermögensverhältnisse, 
Flächenbesitzverhältnisse und eine Marktdominanz 
von überregionalen Vorhabenträgern – konnte sich 
dort bisher keine ausgeprägte Bürgerwindpraxis, die 
auf Mitwirkung und Investitionen lokaler Anwohner 
und Gemeinden beruht, entwickeln. Das Mecklen-
burger Bürger- und Gemeindenbeteiligungsgesetz 
und der Thüringer Ansatz der Leitlinien und Servi-
cestelle für “Faire Windenergie“ wurden als Beteili-
gungsstrategie, und mit Blick auf die damit verbun-
denen politischen Zielstellungen als Akzeptanz- und 
Wertschöpfungsstrategie betrachtet. 

Für die Praxis der Beteiligung zeigt sich: Der Schwer-
punkt beider Ansätze liegt darauf, von Windenergie-
anlagen betroffene Bürger stärker an den Ergebnissen, 
sprich den Erlösen aus dem Betrieb von Windener-
gieanlagen zu beteiligen. In Mecklenburg-Vorpom-
mern müssen Vorhabenträger zukünftig Bürgern und 
Gemeinden verschiedene Angebote der direkten und 
indirekten Beteiligung anbieten. In Thüringen trifft 
dies ebenso für alle Vorhabenträger zu, die sich der 
Einhaltung der Leitlinien verpflichten. In der verglei-
chenden Perspektive beider Ansätze zeigt sich, dass 
der thüringische Ansatz darauf abzielt, Beteiligungs-
möglichkeiten der Bürger am Verfahren, also der 
Planung und Realisierung von Windenergieanlagen 
zu stärken: Die Thüringer Leitlinien für „Faire Wind-
energie“ gehen über reine Renditenumverteilung hin-
aus, indem sie Anforderungen zu Informations- und 
Transparenzangeboten enthalten und sich über den 
gesamten Zeitraum von der Vorplanung bis zur Reali-

5. Was es für die Bundesländer 
als Motor der bürgernahen 
Energiewende zu beachten gilt 
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Gemeinden und Flächeneigentümern erweitern. 
Außerdem können Beteiligungsprozesse und die da-
rin involvierten Akteure mittels Informations- und 
Kommunikationsmaßnahmen, Beratungs-, Beglei-
tungs- und Vernetzungsangeboten seitens des Lan-
des gefördert werden. Lernpotenziale, aber auch Fra-
gen der Koordinierung zwischen den Ländern und 
der Bundesgesetzgebung rücken damit verstärkt in 
den Vordergrund. 

Vor dem Hintergrund der veränderten Rahmenbe-
dingungen auf nationaler Ebene könnte die Landes-
ebene zukünftig an Relevanz dafür gewinnen, wie 
sich Bürgerbeteiligung bei Windenergieanlagen eta-
bliert. Das EEG 2017 enthält eine sogenannte Länder-
öffnungsklausel, die den Ländern „[…] weitergehende 
Regelungen zur Bürgerbeteiligung und zur Steigerung 
der Akzeptanz für den Bau von neuen Anlagen“ (§ 36 
g., Absatz 6) ausdrücklich ermöglicht. Fraglich ist, 
inwiefern Hindernisse auf nationaler Ebene durch 
landesseitige Unterstützungen kompensiert wer-
den können und wie sich Beteiligungsformen insge-
samt weiterentwickeln werden. Es scheint jedenfalls 
sinnvoll, weiter nachzudenken, landesspezifische 
Handlungsbedingungen und Hindernisse für Betei-
ligung zu adressieren. Damit die Energiewende als 
Gemeinschaftswerk gelingt, sollte letztlich die Frage 
im Vordergrund stehen, wie der Sprung von passiver 
Akzeptanz zu aktivem Engagement der Bürger in der 
Energiewende gelingt. 

prozessbegleitende Maßnahmen unterstützt werden. 
Dies wird auch von weiteren Forschungsprojekten 
gefordert. So zeigen die übergreifenden Ergebnisse 
des Förderprogramms „Umwelt- und gesellschafts-
verträgliche Transformation des Energiesystems“56, 
dass insgesamt eine Notwendigkeit besteht, die Orga-
nisation von Beteiligungsprozessen bei der Energie-
wende mit professionellen und neutralen Angeboten 
seitens der Politik und Verwaltung zu unterstützen. 
Dies gilt umso mehr für die hier untersuchten Ansät-
ze, da mit dem Beteiligungsgesetz und den Leitlinien 
die Verantwortung zur Organisation von Beteiligung 
in Richtung der Vorhabenträger verlagert wird. Rich-
ter u. a. (2016) regen an im Bereich des Netzausbaus 
über alternative oder zusätzliche Träger von Beteili-
gungsprozessen nachzudenken, sodass die Verant-
wortung und Kontrolle für Bürgerbeteiligung nicht 
ausschließlich bei Vorhabenträgern liegt. Dies könn-
ten zivilgesellschaftlichen Organisationen, Behörden 
oder Landeseinrichtungen, wie etwa eine Service-
stelle Windenergie sein. Die Umsetzbarkeit und kon-
krete Ausgestaltung bleibt hier noch unbestimmt und 
kann in konkreten Fällen reflektiert werden. 

Dass die Bundesländer verstärkt zum Motor einer 
bürgernahen Energiewende werden können, zeigen 
nicht nur die Beispiele Mecklenburg-Vorpommern 
und Thüringen. Unter Berücksichtigung landesspe-
zifischer Bedingungen können die Bundesländer 
mit regulativen, planerischen und ökonomischen 
Maßnahmen den Handlungsspielraum der Bürger, 

56 Das Bundesministerium für Bildung und Forschung (BMBF) fördert seit 2013 im Rahmen des Programms 
   „Umwelt- und Gesellschaftsverträgliche Transformation des Energiesystems“ 33 Forschungs- und Entwicklungs- 
   vorhaben. Das Forschungsprojekt dezent zivil schlägt dazu die Einrichtung einer „Zentralen Stelle“ auf 
   Landesebene vor. Eine solche Stelle soll zur Prävention oder Verminderung von Konflikten bei einzelnen  
   Planungsverfahren beitragen, indem u. a. professionelle Mediation, Prozessbegleitung und Information zur  
   Verfügung gestellt oder vermittelt werden. Anders betitelt, aber mit ähnlichen Funktionen schlägt das Projekt        
   Energiekonflikte eine „Servicestelle Energiewende“ auf Landes- oder auch Bundesebene vor. Siehe auch 
   http://www.transformation-des-energiesystems.de/abschlussergebnisse, letzter Zugriff 01.11.2016
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